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1. Einleitung.

Im Nachstehenden ist der Versuch einer kurzen
Darstellung der Liehre von den Vertrigen zu Gunsten
Dritter nach dem Stande der heutigen gemeinrecht-
lichen Rechtslehre und Rechtsprechung unternommen
worden. Hierbei ergab sich von selbst die Noth-
wendigkeit, zwei weit auseinanderliegende Entwick-
lungsstufen dieser Liehre zu beriicksichtigen und von
einander zu scheiden: diejenige des romischen Rechts,
welches uns in der Justinianischen Codification iiber-
liefert und als damaliges gemeines Recht bei uns auf-
genommen worden ist einerseits und diejenige des jetzt
geltenden gemeinen und Reichsrechts andererseits.
Das jetzt geltende gemeine Recht in dieser Materie
stellt sich als eine durch Rechtslehre und Recht-
sprechung der Jahrhunderte seit der Aufnahme des
fremden Rechts in Deutschland unter dem unver-
kennbaren Einflusse idlterer deutscher Rechtsan-
schauungen gebildete gewohnheitsrechtliche Fort-
bildung und Erweiterung des romischen Rechtes dar.
Von einer den Entwicklungsgang dieser Rechts-
bildung wiedergebenden dogmengeschichtlichen Dar-
stellung, wie sie namentlich Gareis und Panofsky
in ihren angezogenen Schriften sehr eingehend ge-
geben haben und bei welcher ein Eingehen auf die
Bestimmungen der Particularrechte tiber diese Materie
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unvermeidlich ist, ist hier abgesehen worden. Auch
sind von der Besprechung diejenigen Vertrige zu
Gunsten Dritter ausgeschieden worden, welche nicht
auf privatrechtlichem Boden stehen, die staats- und
vilkerrechtlichen Vertriige zu Gunsten Dritter, die
von manchen Schriftstellern bei der Darstellung
dieser Liehre — ich lasse dahingestellt ob zum Vor-
theile derselben -~ mit in den Kreis ihrer Betrach-
tungen hineingezogen worden sind?).

Bei der Bearbeitung der beiden Entwicklungs-
stufen der ILehre von den Vertrigen zu Gunsten
Dritter, der mit der Justinianischen Codification ab-
schliessenden und der des jetzt geltenden Rechts
habe ich der Verschiedenheit dieser beider Ab-
schnitte entsprechend verschiedene Wege einschlagen
zu sollen geglaubt. Die (fesetzgebung des romischen
Kaisers bringt einen fast in allen seinen Einzelheiten
unzweifelhaften Rechtsstandpunkt zum Ausdruck.
Hier war es moglich, allgemein giiltige Grundsiitze
aus klar redenden Gesetzesausspriichen zu ent-
nehmen und einzelne Rechtsbildungen . die der
(tesetzgeber als Ausnahmen von seinen Grundsiitzen
anerkennt, zu constatiren. Beisolchem Stande schien
der gegebene Weg, zuniichst das Princip des romi-
schen Rechts, sodann die Ausnahmen von dem
Principe darzustellen. Der gegenwiirtige gemein-
rechtliche Rechtsstandspunkt stellt sich dar als
das Resultat einer wahrscheinlich noch nicht ab-
geschlossenen gewohnheitsrechtlichen Entwicklung.
Wenn eine solche Entwicklung, in welcher sich das

) Gareis a. a. O. 8. 291. Bahr, Urtheile des RG. S. 95.
Busch a. a. 0. S. 19 ff, vgl. RG. 10. S. 242 ff. Das RG. er-
kennt hier die Klage einer preussischen Gemeinde auf Erfiillung
von Verpflichtungen an, welche behufs Griindung der Gemeinde
zu Gunsten derselben dem Kreisausschusse gegeniiber iiber-
nommen worden sind.
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allgemeine Rechtsbewusstsein Ausdruek verschafft,
auch niemals principlos vor sich geht, so bringt sie
doch in der Menge der sich hiiufig scheinbar ohne
inneren Zusammenhang entwickelnden Einzelerschei-
nungen ihre Principien nicht unmittelbar zum Aus-
druck. Die gewohnheitsrechtliche Bildung schliesst
sich an Verkehrsbediirfnisse und Erscheinungen
des tiglichen Lebens an. Sache der Rechtslehre ist
es, die begrifflichen Grundlagen derselben zu er-
mitteln. Der Weg, den sie dabei zu beschreiten hat,
ist die Priifung der ecinzelnen gegebenen und aner-
kannten Erscheinungen des Rechtslebens. Kine
Vergleichung der Irgebnisse der Einzelpriifungen
kann zur Ermittelung gemeinsamer, allgemein
wiiltiger Grundsiitze fiihren. Diesen Weg glaubte ich
bei der Darstellung des heutigen gemeinen Rechts
beschreiten zu sollen?). Die wenigen von mir er-
mittelten reichsgesetzlichen Vertrige zu Gunsten
Dritter fiigten sich in der Darstellung den gemein-
rechtlichen Féllen leicht an und bedurften eciner
besonderen Behandlung nicht. Das Gesetz, aus dem
sie zu entnehmen waren, enthilt Ausspriiche iiber
allgemein giiltige Principien nicht, so dass es nicht
wie das romische Recht erkennen liisst, ob es die
statuirten Félle von Vertrigen zu Gunsten Dritter
als Ausfliigse einer allgemeinen Regel oder als positiv
rechtliche Ausnahmen betrachtet wissen will. End-
lich glaubte ich die Bestimmungen des Entwurfes
eines biirgerlichen Gesetzbuches fiir das Deutsche
Reich anhangsweise einer kurzen Besprechung unter-
ziehen zu diirfen.

%) Vgl. Stobbe, Zeitschr. fiir Handelsrecht Bd. 19 S. 305,
Kritik der Schrift von (Gareis iiber Vertrige zu Gunsten
Dritter. Windscheid, Pand. 6. Anflage II. S. 231 Note 14 ;
gegen das Beschreiten dieses Weges. Panofsky a. a. 0. 8. 2
bis 4.



1. Begriff der Vertriige zu Gunsten Dritter.

So wenig man sich iiber das Wesen der Ver-
triige zu Gunsten Dritter in Rechtslehre und Recht-
sprechung bisher geeinigt hat, so wenig erfreut sich
auch der Name Vertrag zu Gunsten Dritter, pactum
in favorem tertii, der allgemeinen Anerkennung als
einer technischen Bezeichnung. Windscheid be-
zeichnet denjenigen Vertrag, welchen man vielfach
in einem zu weiten Sinne als Vertrag zu Gunsten
Dritter bezeichnet hat, als ., Vertrag auf Leistung an
ecinen Dritten®® und behandelt als eine Art dieses
letzteren den Vertrag zu Gunsten Dritter?). Siegel?)
spricht von einem ,Schuldversprechen zu fremden
Handen®. Die weitaus grosste Anerkennung hat
jedoch die Bezeichnung Vertrag zu Gunsten Dritter
gefunden, ohne dass indess dieser Name bisher ein
terminus technicus in dem Sinne geworden ist, dass
diejenigen, die ihn anerkennen, dariiber einig wéren,
wie weit der Kreis derjenigen Rechtsgeschifte zu
zichen sei, welche mit diesem Namen zu bezeichnen
seien. Ich gehe bei der Begriffsbestimmung davon
aus, dass einen besonderen Namen in der technischen
Sprache nur das verdient, was durch Besonderheiten
ausgezeichnet ist. Die gewohnliche Wirkung des in
Vertriigen sich bethitigenden Willens der Parteien
ist, dass er Rechte und Verbindlichkeiten nur fir
die mittelbar oder unmittelbar beim Vertragsschlusse
betheiligten Personen erzeugt. Wenn der im Ver-

3 Biahr, Urth. des RG. Seite 81 Note *** findet diese Be-
zeichnung zutreffend aber etwas schwerfillig.
4) Pandekten 6. Aufl. II. S. 220, 221.
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trage geeinigte Wille der Parteien darauf gerichtet
ist, fiir eine beim Vertragsschlusse im weitesten Sinne
ganz unbetheiligte Person Rechte zu erzeugen und
wenn er dies vermag, so ist das eine rechtliche Be-
sonderheit, welche eine besondere Bezeichnung und
theoretische Betrachtung solecher Vertriige recht-
fortigt. Dies ist m. E. — und ich befinde mich
dabei auf dem Boden der herrschenden Meinung —
das Charakteristikum der Vertrige zu Gunsten
Dritter®). Der Vertragsschluss in diesem weiteren
Sinne umfasst auch den Hinzutritt oder Beitritt eines
dritten Contrahenten zu dem vorgingigen Vertrage
sweier anderer. Und als ginzlich unbetheiligt bei
cinem Vertragsschlusse erscheint nur derjenige,
welcher weder in Person noch, was dem nach recht-
licher Fiction gleichsteht, durch die Person eines
Stollvertreters an demselben theilnimmt. Der Rechts-
orwerb des Dritten aus dem Vertrage ist aber nur
dann eine rechtliche Besonderheit, wenn er nicht
durch Uebertragung eines zuniichst in der Person
cines der Vertragschliessenden entstandenen Rechts
entsteht.. Denn die Uebertragbarkeit vertragsmissiger
Rechte ist, abgesehen von hochstpersonlichen Be-
rechtigungen, jetzt im weitesten Umfange anerkannt.
[ch verstehe sonach unter Vertrigen zu Gunsten
Dritter solche Vertrige, durch welche gemiiss der
Absicht der Vertragsparteien fir einen am Vertrags-
schlusse in keiner Weise betheiligten Dritten un-
mittelbar selbststindige Rechte erzeugt werden.

% Windscheid a. soeben a. O. Dernburg , Pandekten
9. Aufl. Bd. 2 S. 51, Stobhe, Deut. Privat-Recht 2 Aufl. Bd. 3
S. 111, Gareis a. a. 0. S. 82, Regelsberger, Archiv fiir
m\lhsnsche Pmms Bd. 67 S:2 und 8, Danz a. a. 0. S. 118,
Knaus a. a. O, S. 2, Zimmermann a.a. 0. S. 61, auch
Unger, Jahrb. fiir Dogm. Bd. 10 S. 60, 61 und Bihr, Urth.
des RG. S. 85.
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Der bei weitem hiufigste und deshalb wichtigste
Fall der Vertrige zu Gunsten Dritter ist der, dass
fiir den Dritten obligatorische Rechte erzeugt werden.
Indem ich im Nachstehenden nur von dieser Art von
Vertrigen zu Gunsten Dritter handle und die singu-
ldren Erscheinungen der Vertriige zu Gunsten Dritter,
welche dingliche Rechte fiir den Dritten erzeugen,
unberiicksichtigt lasse, folge ich dem Beispiele fast
aller Darsteller dieser Lehre.

Zur besseren Abgrenzung des Begriffes der Ver-
trige zu Gunsten Dritter will ich die Unterschiede
der Vertrige zu Gunsten Dritter von einigen iihn-
lichen und verwandten Rechtserscheinungen hier
kurz hervorzuheben versuchen.

1. Unger nimmt in seine Definition der Vertrige
zu Gunsten Dritter a. a. O. diejenigen Vertriige mit auf,
durch welche . . einemi Dritten . . unmittelbar —
Schuldbefreiung erwirkt wird. Ich sehe es als eine
rechtliche Besonderheit an, dass dem Dritten durch
den Vertrag Rechte erworben werden, nicht aber,
dass er von Verbindlichkeiten befreit wird. Sowenig
die Zahlung, welche Jemand bewusst auf die Scehuld
eines Dritten leistet und welche den Dritten von
seiner Verbindlichkeit befreit, anderen Zahlungen
gegeniiber eine rechtlich gesonderte Stellung ein-
nimmt, sowenig haben die bezeichneten von Unger
hereingezogenen s. g. liberatorischen Vertrige An-
spruch auf eine solche. Diese Vertriige disponiren
unmittelbar nur iber das Recht, des einen Vertrag-
schliessenden, des Gliubigers des Dritten. Dass sie
die Kraft haben, den Dritten von der Schuld zu be-
freien, ist nicht in ihrer Eigenart begriindet, sondern
in der Eigenart der Schuld selbst, die, obwohl sie
der Rechtssphiire des Schuldners als sein passives
Vermogenstiick angehort, doch insofern seiner Dispo-
sition entriickt ist, als er Niemanden hindern kann,
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gie durch Zahlung oder anderweiten Vertrag mit
dem Gliubiger zu beseitigen. Sollen zu den Ver-
trigen zu Grunsten Dritter aber nur solche Vertriage
gerechnet werden, welehe an sich rechtliche Be-
sonderheiten haben, so konnen die liberatorischen
Vertriige hiernach nicht dazu zihlen.

9. Die bereits oben angedeutete Nothwendigkeit
der Unterscheidung zwischen Vertrigen zu Gunsten
Dritter und solchen Vertrigen, welche durch Stell-
vertretung eines der Vertragschliessenden zu Stande
kommen, wird neuerlich allgemein anerkannt?).

Das unterscheidende Merkmal wird mit Recht
darin gefunden, dass der Stellvertreter im Namen
desjenigen handelt, fiir den aus dem Vertrage Rechte
entstehen sollen, im Namen des Vertretenen, der
nach Anerkennung des Rechtsinstituts der sogen.
directen Stellvertretung  kraft rechtlicher Fiction
solbst als vertragschliessender Theil angesehen wird,
dass dagegen beim Vertrag zu (tunsten Dritter jeder
Vertregstheil im eigenen Namen handelt, dass dabei
ein Repriisentationsverhiiltniss iiberall nicht statt-
findet, dass der Dritte lediglich aus einem ihm
riicksichtlich der Vertragschliessenden rechtlich vollig
fremden Vertrage erwirbt. Zum Unterschiede vom
Stellvertreter nennt man beim Vertrage zu Gunsten
Dritter den Vertragstheil, welcher das dem ,Dritten”
giinstige Versprechen im eigenen Namen annimmt,
den Promissar; der Versprechende heisst durchweg
Promittent. Wiihrend nun der blosse Stellvertreter
von dem Obligationsnexus des durch ihn ge-

7 Buchka a. a. O. 8. 202, Savigny, Obl. R. IL. S. 74-
Brinz a. a. 0. 1. Aufl. S, 1595, 1604. Busch S. 8 ff. Wind-
scheld, Pand. 6. Aufl. TL 9.-927 Note 1. Gareis a. a. O.
Q. 14 ff. Unger a. a. 0. 8.61. Danz a. a. @E S8 Stobbe;
Priv-R. 8. 14 £ Knausa. a 0.8 4.  dimmermanna a,
0. . 78 ff. Seuffert, Arch. Bd. 35. 5. 26.

L)
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schlossenen Vertrages gar nicht erfasst wird., wird
der Promissar selbst in seiner Person obligatorisch
berechtigt®). Dem entspricht es, dass bei dem durch
Stellvertretung geschlossenen Vertrage die causa des
Vertragsversprechens (,das warum des Versprechens®)
in dem Verhiiltnisse zwischen dem Promittenten und
dem Vertretenen liegt, wiihrend beim Vertrag zu
Gunsten Dritter die causa des Versprechens in dem
Verhiltnisse des Promittenten zum Promissar zu
suchen ist. Wenn dennoch der Dritte aus diesem
Vertrage erwirbt, so ist die causa dieses Erwerbes in
dem Verhiltnisse des Dritten zum Promissar be-
griindet”). Zimmermann'’) fasst diesen Unter-
schied nicht unbezeichnend in den Satz zusammen:
Bei der Stellvertretung handelt es sich um ein ein-
gliedriges, beim Vertrag zu Gunsten Dritter um ein
zweigliedriges Geschiift.

Ein einfaches Beispiel mag denselben erliutern :
Der Kaufmann A. verspricht dem Handlungs-
reisenden B. des Grosshindlers X. 100, weil X. ihm
durch B. die Lieferung von Kaffee versprochen hat.
— Die Lebensversicherungsgesellschaft A. verspricht
dem Schneider B., nach seinem Tode seiner Wittwe
X. 100 zu zahlen, weil B. ihr, der A., Primien-
zahlungen versprochen hat, nicht weil sie in irgend
einem Verhdltnisse zu der X. stinde; die X. soll aus
dem Vertrage erwerben, weil sie die Ehefrau des
Promissars B. ist, dem die Sorge fiir ihr Fortkommen
nach seinem Tode obliegt.

3. Wenn die élteren Theoretiker dieses Jahr-
hunderts noch fast ausnahmslos in Anlehnung an
die Schriftsteller der fritheren Jahrhunderte und in

%) Budde, Entsch. VIIIL. S. 106.

) Zimmermann, Danz a. a. 0. Bekker a. a. O, II.
S. 149, 163, 164.

W) ar .. 08,585,
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Uebereinstimmung mit den meisten Partikulargesetz-
gebungen den Rechtserwerb des Dritten aus einem
Vertrage zu Gunsten Dritter an das Erforderniss
seines Beitrittes in irgend einer Form banden, wobei
man schliesslich gedringt durch die Anforderungen
der Praxis schon in der blossen Klageerhebung
ceitens des Dritten aus dem Vertrage zu seinen
Gunsten eine ausreichliche Betrittshandlung sah '),
«o lassen die neueren Schriftsteller tiber diese
Materie fast ebenso ausnahmslos dies Erforderniss
fallen?).  Wie schon hervorgehoben erscheint der-
jenige nicht als beim Vertragschlusse unbetheiligt,
welcher einem von zwei Vertragschliessenden ge-
schlossenen Vertrage in rechtlich bedeutungsvoller
Weise beitritt. Durch diesen Beitritt zu dem bis
dahin nur unter den ersten Vertragsparteien wirk-
samen Vertrage wird er selbst Vertragspartei und
wenn er erst durch diesen Beitritt Rechte aus dem
Vertrage erwirbt, so erwirbt er sie nicht mehr als
Dritter **). Soll der Beitritt tibrigens kein rechtlich

1y Vgl, Entsch. des RG. in Civ.-Sachen Bd. 7 S. 132: Der
Kiiufer eines Landgutes hat eine auf demselben intabulirte
Darlehnsschuld in Anrechnung auf den Kaufpreis als seine
" persénliche Schuld dem Verkdufer gegeniiber iibernommen.
Das RG. lisst es dahingestellt, ob dieses Abkommen ,als ein
Vertrag mit unmittelbarer Zuwendung eines Vortheils an einen
Dritten oder vielmehr als eine Collectivofferte der Contrahenten
an den Gliubiger aufzufassen sei, da in der auf Grund des Ab-
kommens von dem Gliubiger angestellten Klage sowohl eine
Aneignung des demselben aushedungenen Vortheiles, als eine
Acceptation der bis dahin nicht zuriickgezogenen Collectivofferte
zu finden sei.* — Nach meiner unten sub IIT. b. Nr. 7 ent-
wickelten Ansicht entsteht aus einem Schuldiibernahmevertrage
der vorliegenden Art fiir den Dritten ohne seinen Beitritt kein
Anspruch gegen den Promittenten.

12) Siegel a. a. 0. S. 150 ff. und dort- Citirte. Panofsky
ga S Tie;

By Buseh a.'a. 005084,
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bedeutungsloser sein, so muss der Anstoss dazu vom
den beiden urspringlichen Vertragschliessenden aus-
gehen'). Denn es liegt auf der Hand, dass nicht
ein Dritter den Willen von zwei Vertragschliessenden
durch seine Handlung binden kann, wenn sie ihm
nicht hierzu gewissermassen die Hand geboten, ihn
dazu aufgefordert haben). Diese Aufforderung ist,
wie Gareis a. a. O. S. 44 des Nitheren ausgefiihrt
hat, in verschiedener Weise moglich. Die Fiille
dieser Art scheiden fiir uns von der Betrachtung aus,
weil sie keine echte Vertrige zu Gunsten Dritter
sind'). Zu erwihnen ist nur, dass man Vertrige
dieser Art, insbesondere dann, wenn die ersten Con-
trahenten sich gegenseitig verpflichten, den Dritten
zum Beitritt aufzufordern und ihm die Gelegenheit
hierzu nicht durch ein- oder beiderseitigen Riick-:
tritt vom Vertrage zu vereiteln, technisch Collectiv-
offerten nennt. Knaus a. a. O. S. 7%) deducirt nun
freilich, die Collectivofferte verschaffe dem Dritten
das Recht, dem Vertrage beizutreten und sich da-
durch den Bezug der vereinbarten Leistung zu
sichern, es lige also ein echter Vertrag zu Gunsten
Dritter vor. Aber diese Ansicht ist irrig, weil der
Vertrag, welchen man Collectivofferte nennt, nur eine
Vertragsgebundenheit unter den ersten Parteien er-
zeugt. Hrst durch seinen Beitritt soll der Dritte ein
Recht erwerben. Er kann nicht hindern, dass jene
sich gegenseitig ihrer Verpflichtung ledig sprechen,
und er hat keinerlei Rechtsanspriiehe, wenn sie dies
thun, ehe sie an ihn das Anerbieten des Beitrittes
gestellt haben. Der Promittent kann auch eingeitig

“) Beseler, Erbvertrige II. S, 77, 78.
) Stobbe, Pr. R. S. 119, 120.

1) Siegel a. a. 0. S. 150 Note 14,

17) Vgl. Busch-a. a. O. S. 88.
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zuriicktreten: er darf es nicht'™) und macht sich
deshalb dem Promissar gegeniiber durch solchen
dicktritt verpflichtet, dem Dritten gegeniiber nicht.
Nur ein Vertrag, der fir den Dritten ohne seinen
Beitritt unmittelbar Rechte erzeugt, ist ein Vertrag
zu Gunsten Dritter. Ein Beitritt zu ecinem solchen
ist ein iiberflitssiger wirkungsloser Act™).

+ 4. Das Erforderniss des selbststindigen Rechts-
erwerbs des Dritten scheidet die Vertrige zu Gunsten
Dritter scharf von denjenigen Vertrigen, bei denen
der ecine Vertragstheil seine vertragsmissigen Rechte
nachtriglich auf einen Dritten {ibertriigt, den Fillen
des abgeleiteten Rechtserwerbes aus fremden Ver-
triigen.  Diese Unterscheidung braucht nur fiir die-
jenigen Fille betont zu werden, wo einer der Ver-
tragschliessenden oder beide zwar in eigenem
Namen aber schon bei Abschluss des Vertrages in
Riicksicht auf den Dritten contrahirten, z B. in
Folge eines Mandates, einer kaufminnisehen Com-
mission oder dergl.2’). Man spricht in solchen
Fillen von einem indirecten Stellvertreter, Ersatz-
mann, Interessenvertreter, Namen fiir denjenigen
Contrahenten, welcher seine vertragsmissigen Rechte
dem Dritten, fiir dessen Rechnung oder in dessen
Interesse er auf seinen Namen contrahirt hat, ab-
tritt. Als Typus dieser Mittelsperson mag die wohl
am hiufigsten im Rechtsleben vorkommende der-
artige Erscheinung gelten, der kaufminnische Com-
missionair. Derselbe schliesst im eigenen Namen fiir
Rechnung eines Auftraggebers Geschifte (Art. 360
HGB.); Forderungen aus solchen Geschiiften kann

18) Windscheid a. a. 0. S. 228.

1) Karlowa a. a. O. S. 72. Siegel a. a. 0. S. 149, 150.
Bahr, Urth. des RG. S. 85.

*) Gareis a. a. 0.8. 18 f, 22 f Knaus 8.4, 5.

2-;\
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der Auftraggeber dem Schuldner gegeniiber erst

nach Abtretung geltend machen (Art. 368 cit.). Der
Clommissionair schliesst also Geschifte ab, um dem
Dritten, dem Committenten, Forderungen, Rechte,
zu erwerben (fiir dessen Rechnung). Er begriindet
durch den Geschiftsschluss diese Rechte aber nur in
seiner eigenen Person.  Erst durch ecin weiteres
Rechtsgeschift (Abtretung, Cession) tibertriagt ‘or
diese Rechte auf den Dritten (Committenten). Diese
Abtretung kann der Committent vertragsmissig be-
anspruchen, eventuell erzwingen. Der Vertragsschluss
des Commissionairs in Verbindung mit dem vor-
gangigen Commissionsvertrage erzeugt sonach aller-
dings auch Rechte fiir den Committenten. Aber es
ist dieser Vertragsschluss des Commissionairs kein
Vertrag zu Gunsten Dritter, weil der Committent auf
die Leistung des Promittenten kein selbststindiges
Recht hat, sondern nur ein abgeleitetes, nach dem
Durchgange durch die Person des Commissionairs
von diesem ihm iibertragenes. Dass an diesem Ver-
hiltnisse die nur fiir das kaufméannische Commissions-
geschiift geltende und auf andere dhnliche Rechts-
erscheinungen, als deren Typus das Commissions-
geschiift hier verwerthet worden ist, nicht auszu-
dehnende Vorschrift des Art. 368 Abs. II. cit. nichts
andert, des Niheren darzulegen, ist hier nicht der
)

3 Vol REGS LS, 814 316 02 8 168 ¢ 8. s D400 Der
orste Absatz des Art. 368 HGB. bringt das gemeinrechtliche
Princip zum Ausdruck. Der zweite Absatz modificirt dasselbe
in Hinblick auf die besondere Natur der kaufméinnischen Com-
mission in gewissem Masse. Die im romischen Rechte fiir
diejenigen Fiille, wo Jemand zwar im eigenen Namen, aber er-
kennbar fiir Rechnung eines Anderen contrahirte, neben der
Contractsklage gegen den Beauftragten als sogen. actio adjec-
ticiae qualitatis gegen den Auftraggeber gegebene actio guasi
institoria ist nach Anerkennung der freien Stellvertretung in
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5. Jhering hat in seinen Jahrbiichern fiir
Dogmatik Bd. 10 S. 245 ff. dargelect, dass die recht-
lichen Thatsachen vielfach tiber den Kreis der
unmittelbar Betheiligten hinauswirken, ohne dass es
im Sinne der Vertragschliessenden ihr Zweck ist.
dies zu thun. Solche Wirkungen, welche nicht dem
Zwecke der rechtlichen Thatsachen entsprechen,
sondern nur unwillkiirliche Folgen derselben sind,
nennt Jhering — ankniipfend an den Ausdruck
Reflexbewegungen, den die Physiologen fiir gewisse
unwillkiirliche Reactionen des thierischen Organismus
gebrauchen ®) — Reflexwirkungen. Er selbst scheidet
diese Erscheinungen a. a. 0. S, 289 von den Ver-
trdgen zu Gunsten Dritter — vel. S. 353 das. — und
findet das unterscheidende Merkmal darin, dass .das
Motiv bei letzteren ist: der dritten Person einen
Vortheil zuzuwenden, das Motiv bei ersteren: sich
selber (sel. einen Vortheil zuzuwenden), und die
dritte Person (der sogen. Rechtsparasit) participirt
nur, weil man sie, um den Zweck fiir sich selber zu
erreichen, nicht ausschliessen kann.*  Hierin folgen
ihm Gareis®) und Zimmermann?'). Wenn aber
Gareis in seiner spiiteren Darstellung der Vertrige
zu Gunsten Dritter die Wirkung derselben als ecine
gewollte beabsichtigte Reflexwirkung bezeichnet, so
macht er sich dadurch einer schon von Zimmer-
mann a. a. 0. geriigten Inconsequenz  schuldig und
verwischt den von Jhering. wie vorsteht. scharf
hervorgehobenen Unterschied. Wahrend es die

Weefall gekommen. Der Satz, dass in allen Fillen bei der er-
zwingharen Cession auch ohne wirkliche Abtretung eine fingirte
Cession kraft Gesetzes eintrete, findet in den Quellen des
romischen Rechts keine geniigende Begriindung.

2Nel ar 4,008 948,

2 aa QS AR

Ay, ar LSt bt
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beabsichtigte Folge, der Zweck des Lebensversiche-
rungsvertrages ist, dass der Dritte, zu dessen Gunsten
ich ihn abschliesse, die Versicherungssumme erhalte,
ist os nur eine unvermeidliche Folge, keineswegs
der Zweck des Schenkungsvertrages, durch den ich
meinem  iiberschuldeten Freunde 100 schenke, dass
dadurch seine (Glaubiger Executionsobjecte gegen ihn
gewinnen. Die Gliubiger sind nur Rechtsparasiten,
der Dritte, zu dessen Gunsten ich mein Lieben ver-
sichert habe, ist es nicht®).

6. Zu unterscheiden von den Vertrigen zu
Grunsten  Dritter sind ferner diejenigen Vertriige, in
denen dem Promittenten freigestellt wird, mit be-
freiender Wirkung die dem Promissar versprochene
Leistung an ecinen Dritten, den solutionis causa ad-
jectus, zu machen. Der solutionis causa adjectus
erwirbt kein Recht auf die Leistung, gleichviel ob
er dieselbe demniichst dem Promissar herausgeben
soll oder ob er sie nach der zwischen diesem und
ihm getroffenen Vereinbarung behalten darf.  Es
liegt also kein Vertrag zu Gunsten Dritter vor®).

7. Soweit nach romischem Rechte die Be-
schriinkung der Rechtsfihigkeit und nach heutigem
Rechte die Beschriinkung der Brwerbsfihigkeit der
Hauskinder zu Gunsten des Inhabers der véterlichen
Gewalt reicht?), findet aus ihren Vertriigen - ein
directer Rechtserwerb fiir den Gewalthaber statt.
Nichtsdestoweniger sind diese Vertriige keine Ver-
trage zu Gunsten Dritter. Denn die Rechtsvorschrift,
welche den Rechtserwerh des Vaters ohne und auch

%) Knaus 9. 3.

20) Zimmermann a. a. O. S. 50 ff,, 84 Note 101. Sal-
kowski, Institutionen. 4. Aufl. S. 270, 271. Gareis a. a. O.
S. 25. Knaus S. 3, 4.

i Buchka a. a. 0. 8. 9 ff. Windscheid, Pandekten.
6. Aufl. I1. S. 963 Nr. 3.
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gegen den Willen der Vertragschliessenden herbei-
fithrt, thut dies, indem sie die vermogensrechtliche
Personlichkeit des Hauskindes und des Hausvaters
als eine einheitliche behandelt. Wie der Sklave seine
Rechtsfihigkeit der Person seines Herrn entnahm, so
reprasentirt insoweit der Haussohn die Person des
Hausvaters beim Vertragsschlusse. Abgeschen also
davon, dass sich der Rechtserwerb des Hausvaters
als unabhingic von ‘dem Willen der Vertrag-
schliessenden erweist, liegt hier kein Vertrag zu
Gunsten Dritter vor, weil der Hausvater dem Ver-
trage nicht als Dritter gegeniibersteht *%).

8. Die Art. 56, 59, 96 (vgl. 157) HGB. stellen fiir ge-
wisse Personen, Procuristen, Handlungsbevollmich-
tigte, Gesellschafter, e¢in Concurrenzverbot auf, dessen
Uebertretung die Kolge nach sich zieht, dass andere
Personen,der Principal,die Gesellschaft, in die von jenen
geschlossenen Geschifte eintreten konnen. Die das
Verbot enthaltenden Gesetzesstellen sprechen nur
von einem ,Nichtdirfen“, nicht von einem ,Nicht-
konnen®, weshalb ich es fiir unrichtig halten wiirde,
die Folge der Uebertretung dieses Verbotes aus einer
zu Gunsten Anderer geschmilerten Erwerbsfihigkeit
zu erkliren®) und deshalb in solchen Féllen das
Vorliegen eines Vertrages zu Gunsten Dritter zu ver-
neinen. Der Grund zu dieser zutreffenden Ablehnung

) Gareis S. 18, 19. Knaus S. 5.

) Vgl. RG. Bd. 8 S. 50: es wiire irrig, wollte man an-
nehmen, das Gesetz gehe von der Idee aus, es sei die ganze
kaufminnische Thiitigkeit des Procuristen etc. dem Principale
derart eigen, dass jeder beziigliche Erwerb des Procuristen ete.
dem Principale ebenso zufallen miisse, wie nach élterem romi-
schen Rechte der Erwerb des Haussohnes dem Inhaber der
wviterlichen Gewalt. (Das RG. spricht in dieser Entscheidung
dem Principal den Anspruch auf Provision ab, die der Procurist
bei Vermittlung von Geschiften ‘fiir dritte Personen ver-
Alient hat.)
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liegt vielmehr darin, dass einmal das Eintrittsrecht
nicht geméiss, sondern wider den Willen des Pro-
missars entsteht, und dass ferner dieses Recht kein
unmittelbar aus dem verbotswidrig geschlossenen
Vertrage entstehendes selbststiindiges Recht des Kin-
trittsberechtigten ist, sich vielmehr darstellt als ein
gegen den einen Contrahenten gerichtetes Recht zur
Abtretung seiner vertragsmissigen Befugnisse. (Gegen
den anderen Contrahenten hat der Eintrittsbherechtigte
von vorne herein keine Rechte ™).

9. Endlich will ich noch einer Unterscheidung
gedenken, die ich {ibergehen wiirde, wenn ich sie
nicht mit grosser Ausfiihrlichkeit erdrtert finde bei
Gareis?®). HEs liegt auf der Hand, dass die Thiitig-
keit eines Boten, der nur die Erklirung eines
fremden Willens vermittelt, eines Concipienten, der
nur die Erklirungshandlung eines fremden Willens
vorbereitend unterstitzt, des Maklers, welcher den
Parteien nur Gelegenheit zum Selbstcontrahiren ver-
schafft und anderer idhnlicher Hiilfspersonen mehr
sich nicht als Vertrag zu Gunsten Dritter darstellt.

III. Die einzelnen Vertrige zu Gunsten
Dritter.

a. Reines romisches Recht.

An die Spitze der Betrachtung der Lehre von
den Vertriigen zu Gunsten Dritter nach réomischem
Rechte ist der Satz der 1. 38 § 17. D. de v. o. 45, 1;
alteri stipulari nemo potest zu stellen. Dieser Satz
enthilt gleichzeitie die Negation der Zulissigkeit der

20y Gareis a. a: 008, 19
8s 818 8384 Vel K ane .05,
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im heutigen Rechte anerkannten Stellvertretung )
und der Wirksamkeit der Vertrige zu Gunsten
Dritter. Hine Reihe anderer Quellenstellen 1. 11 D.
de 0. et a. 44, 7T— 1 73 §4 de R. J. 50, 17 — 1. 26 C.
de jure dot: 5, 12 — u. a. m.*) beweist, dass jene
Negation sich keineswegs auf das Formalgeschiift der
Stipulation beschriinkt hat, sondern auch fiir alle
formlosen Vertrige Geltung hatte. IThre Bedeutung
ftir die hier zu besprechende Lehre ist: Vertrige zu
Gunsten Dritter sind regelméssig unwirksam; aus
ihnen erwirbt weder der Promissar noch der Dritte
ein Recht, und zwar, wie die 1. 26 C. cit. sagt, der erstere
nicht cessante voluntate, der letztere nicht prohibente
jure. Ueber den Bestand dieser Sétze herrscht in
der Wissenschaft kein Streit. Streitig ist nur die fir
die rechtliche KErliuterung derselben wenig relevante
Frage, ob sie der Kigenart des romischen Obligations-
begriffes mit logischer Nothwendigkeit entspringen *)
oder ob sie der Ausfluss eines ethischen Princips
Jdes disciplinirten Egoismus *)“ seien oder ob sie den
romischen Juristen nicht vielmehr lediglich durch die
Sorge fir die Sicherheit des Verkehrs dictirt worden
seien ).

Die im Vorstehenden referirte Regel hat zunéichst
in der Richtung einen Durchbruch erlitten, dass aus
dem Vertrage auf Leistung an einen Dritten dem
Promissar ein Klagerecht zugestanden wurde, wenn
er ein Interesse an der Ausfiilhrung der Leistung an
den Dritten hatte®’). Dies Interesse konnte, wie
Unger S. 17 sagt ,kiinstlich hergestellt® werden

S eVelBich nal SEE6iE

HaGareiga. a0, 5,552,

SHBring axan 0 81627, 28

Sy Cnger s 0.8, 14, ;

#) Regelsberger, Krit. V. J. Schr. Bd. 11 S. 568.

o) Quellenbelege s. bei Gareis S, 53.
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durch Stipulation einer Conventionalstrafe. Dem
Dritten erwuchs lediglich aus dem Grunde des
Interesses des Promissars ein Recht aus dem Ver-
trage nicht. Die vorliegende Ausnahme des romisch-
rechtlichen Princips gehort deshalb nicht in die
Lehre von den Vertrigen zu Gunsten Dritter und
muss darum die Streitfrage, von welcher Beschaffen-

heit das Interesse des Promissars sein musste — ob
pecunidres Interesse, Gegenstand einer concreten
sittlichen Pflicht, Affectionsinteresse®) — an dieser

Stelle unerortert bleiben.

In der hier interessirenden Richtung erkennt das
romische Recht folgende Ausnahmen an:

1. Nach 1. 8. C. de don. quae sub modo 8, 55
hat, wenn Jemand eine Sache mit der Auflage, die-
selbe nach einiger Zeit einem Dritten herauszugeben,
schenkt, dieser Dritte ein selbststindiges Recht auf
die Herausgabe der Sache?').

9. 1. 45, D. sol. mat. 24, 3 giebt der Ehefrau,
deren Vater noch lebt, eine utilis actio auf Restitu-
tion der dos, welche der inzwischen verstorbene
miitterliche Grossvater fir dieselbe bestellt hat, in-
dem er dabei aushbedang, dass diese dos im Kalle
schuldloser Scheidung seiner Enkelin  ihm  oder
seiner Enkelin restituirt werde. 1. 7. C. de pact.
conv. b, 14 giebt den Kindern der Ehefrau eine actio
utilis auf Restitution der dos, welche der Vater der
Ehefran bestellt hat, indem er dabei ausbedang, dass
dieselbe seinen HEnkeln restituirt werde, wenn seine
Tochter vor jenen in der Ehe versterben wiirde **).

38) 8. Litteratur bei Knaus S. 15.

8 Windscheid, Pandekten. 6. Aufl. II. S. 222 Note 5.
Bekker a. a..0.:S. 360, 361 Note 12, Erxleben a: a. 0.
S. 200—3810. Meyerfeld a. a. O. L. S. 422, 428,

MeArmdtsiar a0 18 Aufl. 5. 791, 792 Anmi4. Buchka
a.a. 0. S, 95, Windscheid, Pandekten. 6. Aufl. I[. S. 222.
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3. 1.8 C. ad exhib. 8, 42 giebt demjenigen,
dessen Sache von einem Andern verliehen oder
hinterlegt worden ist, eine actio utilis aus dem Com-
modate bezw. Depositum neben der ihm selbst-
verstindlich zustehenden actio ad exhibendum und
rei vindicatio gegen den Empfinger der Sache, wenn
der Hingebende directe Restitution der Sache an
den Kigenthiimer ausbedungen hat*').

Dagegen mochte ich in Anschluss an  diesen
Fall hervorheben, dass die 1. 19. C. de usur. 4, 32
keinen Vertrag zu Gunsten Dritter enthilt. Die
oerichtliche Hinterlegung des Schuldners fiir den in
mora accipiendi befindlichen Glidubiger geschieht ,zu
Handen® des lotzteren®?).  Vom Zeitpunkte der
Hinterlegung an hort der Zinsenlauf auf, es wird so
angesehen, als ob der Gliaubiger empfangen hétte.
Der Gliubiger wird hier gegen seinen Willen, kraft
Rechtsvorschrift durch die Hinterlegungsstelle ver-
treten®).  Aus diesem Vertretungsverhiltniss recht-
fortigt und erklivt sich die dem Gliubiger in der
1. 19 cit. gegen die Hinterlegungsstelle gewihrte
actio utilis anf Auskehrung des Hinterlegten ).

4. 118 pr. D, de pignoaet. 43, i et g
de distr. pign. 20, 5) giebt dem Pfandschuldner und
Eigenthiimer der Pfandsache neben der auf das
Recht der auflosenden Bedingung basirten rei vin-
dicatio ™) cine in factum actio gegen den Kaufer der

Knaus a a. O. S. 27, 28. Jhering in seinen Jahrbiichern.
Bda2:S. 118,

4y §ohmid a. a. 0. 8. 439 ff. Jhering a. zuletzt a. O.
S. 118, 119. Unger a. a. 0. S. 49.

2y Unger a. a. 0. 5. 50.«

43) Vol, Hinterlegung im Laufe der Zwangsvollstreckung.
RG. 12. S. 224, Seuffert, Commentar zur CPO. 4. Aufl.
S. 817, 4a.

4y 9. A Bihr, Urth. des RG. S.: 78:

) Windscheid, Pandekten. 6. Aufl. 1L 8. 223 Note 8.
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Pfandsache, wénn der Pfandglaubiger ihm das Recht
der Wiedereinlosung beim Pfandverkaufe vorbe-
halten hat'?).

5. In L unh. C. wut. act. 4, 11 hat Justinian im
Gegensatz zu dem iilteren Rechte den Satz sane-
tionirt: ut liceat et ab heredibus incipere actiones et
obligationes. Darnach ist es moglich, sich fiir seine
Erben oder einen seiner Krben giiltig etwas ver-
sprechen zu lassen und so vertragsmissig Rechte direct
in der Person dieser, also ohne Durchgang durch
die Person des Erblassers zu begrinden?®?).

6. Endlich giebt die 1. 9. C. de 1. et c. 4, 656 dem
Pichter oder Miether eines verkauften Grundstiickes
einen selbststindigen Anspruch auf fernere Ge-
wihrung der Miethnutzung des Grundstiickes gegen
den Kéufer, wenn derselbe im Kaufvertrage gegen-
tiber dem Verkédufer die Verpflichtung hierzu iiber-
nommen hat*). Uebrigens wird gerade in diesem
Falle der Rechtserwerb des Dritten (Pichters oder
Miethers) noch in mannigfacher anderer Weise, als
hier geschehen, erklirt*’).

Mit den hier genannten Fiillen halte ich die
Reihe der im romischen Rechte anerkannten Vertrige
zu Gunsten Dritter fiir abgeschlossen. Die sonst
noch erwiithnten Fiille sind entweder Fille der

) Knaus S. 20, 29. Unger 8. 27—82. Zimmermann
S. 62 sub a. Schmid I. S. 460 ff.

- Buchka a..3.0, S. 78 Unger'a a. 0, S, 40. Dern-
burg, Heidelb. Krit. Zeitschr. I. S. 5 a. A. Scheurl a. a. O.
besonders S. 109.

) Unger a. a. 0. S. 21 Note 25. Jhering ebenda . 568
Note 219. Bahr, Urth. d. RG. S. 79. Busgch a. a. 0. 8. 66.
Buchka a. a 0.8.192, 193. Windscheid, Pandekten, 6. Aufl.
II. S. 534 Note 7.

) 7. B. negotiorum gestio Danza a. O, S, 119 Note 1 und
dort citire Erkenntnisse. Buchka und Budde S. 269, 270:
fingirte Cession.
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Stellvertretung. so insbesondere die bei Wind-
scheid, Pandekten, 6. Aufl. II. 8. 223, 224 sub d.
und g. erwithnten Fille und der Fall 1. 9. § 8. D. de
reb. cred. 12, 17°) oder sie gehoren der Kategorie der
liberatorischen Vertrige an®') oder sie scheiden
aus der Reihe der Vertrige zu Gunsten Dritter aus
sonstigen Griinden aus, deren Aufzihlung im
Einzelnen ich mir versagen kann, da die allge-
meinen Bemerkungen sub I meine Stellung in jedem
hier nicht erérterten Falle leicht kennzeichnen werden.

b. Heutiges Recht.

Die nach Vorstehendem im romischen Rechte an-
orkannten Vertrige zu Gunsten Dritter haben noch
heute Geltung. Ein sie beseiticendes Gewohnheits-
recht giebt es nicht. Hinzugetreten sind eine Reihe
neuer gewohnheitsrechtlicher Bildungen deutsch-
rechtlichen Ursprungs. Was gewobnheitsrechtlich
feststehe, kann mnach der Natur der Entstehung
soleher Rechtsbildungen im Einzelnen sehr oft
" zweifelhaft sein und ist insbesondere bei unserer
Lehre in manchen Fiillen dusserst zweifelhaft. Wenn
nun Busch gegeniiber der fast allgemeinen Neigung,
die Vertrige zu Gunsten Dritter in moglichst aus-
gedehntem Masse anzuerkennen, in dem Vorworte
zu seiner mehreitirten Schrift davor warnt, dass man
das Dogma von der ,allgemeinen Praxis“ allzu
leicht nehme, so bin ich um so vorsichtiger bei der
Anerkennung der einzelnen vielfach behaupteten ge-
wohnheitsrechtlichen Bildingen zu Werke gegangen.
Andererseits bin ich aber auch iiberzeugt, dass die

%) Vel. Regelsberger, Arch. f. civ. Pr. 67 S: 12, 13.
1) 1, 40 D. de sol. 46, 8, vel. Regelsberger a. a. O.
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nachstehende Aufzihlung der durch gemeines Ge-
wohnheitsrecht anerkannten Vertrige zu Gunsten
Dritter auf Vollstindigkeit keinen Anspruch machen
kann.

1. Bei béuerlichen Gutsiitbergaben pflegt der
Uebergeber von dem Uebernehmer fiir sich und
eventuell seine Ehefrau den sogenannten Altentheil
oder Auszug, fiir seine nicht zur Nachfolge in die
Bauernhufe berufenen Kinder Abfindungen, die in ein-
maligen oder wiederkehrenden Leistungen bestehen
kénnen, auszubedingen. Soweit der abtretende
Jauer in solchen Vertrigen fir seine Ehefrau und
seine Kinder paectirt, sind diese Vertrige wahre Ver-
triige zu Gunsten Dritter. Denn ohne dass hier von
einem Stellvertretungsverhiiltnisse die Rede sein
kann, was allerdings vielfach angenomien worden
ist, erwerben die Ehefrau und die Kinder .nach un-
bestrittenem Gewohnheitsrechte auch ohne Zuziehung
zum Vertrage® Rechte gegen den Gutsannehmer ).
So unbestritten dies jetzt ist, so zweifelhaft ist es,
wann der Rechtserwerb dieser Personen sich voll-
ziehe. Die von Unger (a. a. O. S. 82) und Strip-
pelmann (a. a. O. 8. 57) aufgestellte von letzterem
auf die schon durch Beseler®) iiberzeugend wider-
legte Construction der Gutsiibergabe als anticipirter
Erbfolge gegriindete Behauptung, dass der Rechts-
erwerb der Dritten unterschiedlos sofort im Momente
des Vertragsschlusses unwiderruflich werde, wird

) RG. 2. S. 277 und die dort Citirten — statt Seuff,
Arch. III. 81, 1I1. 32" Ziffer 7. lies III. 81 Ziffer 7, ITI. 82. —
Windscheid, Pandekten. 6. Aufl. 1I. S. 226 Note 15. Siegel
a. 8. '0.°S. 146, 147. Bahr, Urth. des RG. S. 90. Zimmex-
mann a. a. 0. S, 65 auch Budde, Entscheidungen, IX. S. 66
bis 69 a. A. noch Buchka a. a. O. S. 200 ff.

53) Brbvertr. 1I. 2.:S. 204 ff. vgl. Buchka a.a. 0. S. 202.
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jetzt fast allgemein verworfen®). Ebenso allgemeiner
Anerkennung diirfte sich der Satz erfreuen, dass mit
dem Tode des abtretenden Wirthes, und wenn fiir
die Abfindungsleistungen cin Termin gesetzt ist **) und
dieser frither eintritt als der Tod des abtretenden
Bauern, schon mit dem Eintritt dieses Termines der
Altentheilerwittwe und den Kindern das fiir sie aus
dem Gutsabtretungsvertrage resultirende Recht nicht
mehr entzogen werden kann. In der Zwischenzeit
nun unterliegt der Abtretungsvertrag der Modification
durch  die \/011‘1agschhe.ssondon Parteien %), un-
beschadet freilich etwaiger Rechte der abzufinden-

) Val. Budde a: a. O.: ,Die Behauptung, dass ihnen (den
Kindern, denen bei der Gutsabtretung Abfindungen stipulirt
sind) sofort ein festes unwiderrufliches Recht erworben werde,
liisst sich durch Berufung auf die Praxis, welche in diesem
Betreff keineswegs constant und unbestritten ist, nicht be-
weisen.”

) Bei Kindern, z. B. ein bestimmtes Alter, Selbststéindig-
keit und Verlassen des Gehoftes, Verheirathung. Stobbe, Pr,
R. V. S. 404, Budde und Schmidt VL 8. 1383: Zur Ge-
schichte des Bauernrechts im Fiirstenthum Ratzeburg wird hier
sub 5 ausgefithrt, dass die rechtliche Bedeutung der , Ab-
findung® von Sthnen und Toéchtern klar hervortrete in den
synonym gebrauchten Ausdriicken ,,Aussteuer, Brautschatz®.
Sie werde als eine Mitgift denjenigen Familiengliedern zu Theil,
welche aus der auf dem angestammten Gute bestehenden hius-
lichen Gemeinschaft definitiv ausschieden, den Tochtern, wenn
sie heiratheten, den Sthnen, wenn sie sich einen eigenen Heerd
zu griinden Gelegenheit hitten. Als ein Erbtheil konne die Ab-
findung nicht aufgefasst werden, denn obwohl der Gesammt-
betrag dessen, was der Anerbe dereinst auf die Austattung seiner
noch auf dem Gehofte lebenden Gewister verwenden solle, so-
gleich nach des Vaters Tode festgestellt zu werden pflege, so er-
werbe doch jeder Einzelne ein wirkliches Recht auf seinen An-
theil erst, wenn fiir ihn ein Abfindungsgrund eintrete und kinne
vorher dariiber in keiner Weise verfiigen — vgl. im Texte den
11«\chaten Absatz.

%) Stobbe, Pll\at Recht. ILL S. 128.
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den Personen wegen Beeintriiehtigung ihres Frb-
theiles nach Analogie der querela inofficiosae dona-
tonis?). Wird aber auf Grund des Vertrages die Ab-
theilung mit den abzufindenden Personen sofort
durchgefiihrt, sei es durch eine einmalige Leistung
oder durch Leistung einzelner aus einer Reihe
wiederkehrender Pristationen, so treten diese Per-
sonen durch die bei der Abtheilung unvermeidliche
Theilnahme selbst dem Vertrage bei und binden
durch solchen Beitritt den Willen der ersten Ver-
tragschliessenden®), so dass alsdann eine Abédnde-
rung des Abtretungsvertrages zu ihren Ungunsten
gegen ihren Willen nicht mehr moglich ist.

59 Beseler a; a. 0.°S. 203.

) Budde a. a. O. In dem hier behandelten Gutsiiber-
gabevertrage war als Abfindung fiir eine hereits verheirathete
Schwester des Gutsiibernehmers bestimmt, dass sie und ihr
Ehemann, so lange einer von Beiden am Leben sei, in einem
Nebengebiude auf der elterlichen Hufe selbst eine Familien-
wohnung nebst Garten eingeriiumt haben, daneben auch gewisse
bestimmte Emolumente beziehen sollten, und zwar der iiber-
lebende Ehemann selbst dann, wenn er sich wiederverheirathen
wiirde, nur dass er in diesem Falle fiir die Wohnung den iib-
lichen Miethszins zahlen sollte. Diese dem Ehemann, welcher
einen Anspruch auf Abfindung aus der Hufe nicht hatte, aus-
gesetzten Beziige fasste das vormalige OAG. zu Rostock als in-
tegrirenden Theil der seiner Ehefrau gebithrenden Abfindung auf.
Als demniichst der vorgesehene Fall der Wiederverheirathung
des iiberlebenden Khemanns eintrat, #nderten die Vertrags-
parteien, welche den Gutsiibergabevertrag geschlossen hatten,
die vorstehend referirte dem Ehemanne giinstige Bestimmung
durch erneute Uebereinkunft zu seinen Ungunsten ab. Das
OAG. sprach aber dem Ehemanne ein Recht auf ungeschmiler-
ten Fortbezug der ihm urspriinglich ausgesetzten Beziige gegen
den tiblichen Miethszins zu, indem es davon ausging, dass der-
gelbe durch Annahme der Leistungen aus dem bisher erfiillten
Vertrage auf die darin ihm ausgesetzten, als ein einheitliches
Granzes aufzufassenden Leistungen bereits ein festes Recht er-
worben hatte.



Kine aus der Eigenart der bauerlichen Verhiilt-
nisse sich  ergebende Besonderheit des Rechts-
erwerbes der Kinder ist es, dass die ihnen be-
dungenen Leistungen wegen ihres Charakters als
»Abfindungen® aus der elterlichen Hufe nur dann
wirklich erworben werden, wenn .. fur sie der Ab-
findungsgrund eintritt*, d. h. ,,wenn sie aus der auf
dem angestammten Gute bestehenden h#uslichen
(Gremeinschaft definitiv ausscheiden, bei Tochtern,
wenn sie heirathen, bei Sihnen, wenn sie sich einen
eigenen Heerd zu griinden Gelegenheit haben ™).
Vorher konnen sie nicht iber ihr méglicherweise
schon unentziehbares aber mnoch bedingtes Recht
verfligen und insbesondere ist dasselbe nicht ver-
erblich, wenn die Kinder vor dem Rintritte des
Abfindungsgrundes sterben®’), wenn nicht der Ab-
tretungsvertrag in dieser Beziechung fiir sie glinstigere
Bestimmungen enthilt ).

2. Wenn im KErbeinsetzungsvertrage der kKrb-
lagser dem Vertragserben Auflagen zu Gunsten
dritter Personen macht, so erwerben diese ohne Zu-
ziehung zum Vertrage ecin directes Recht gegen den
Vertragserben aus dem Erbvertrage®). Der Rechts-
erwerb des Dritten vollzieht sich im Momente des
Todes des Erblassers. Bis dahin koénnen die Ver-
tragschliessenden den Vertrag beliebig abandern ).

%) 8. Note 55 Budde und Schmidt VI. S. 133.

%) Vgl. Stobbe a. a. 0. V. S. 405, 406.

1) Wine solche ist z. B. nach M. Z. IX. S. 161 die Be-
stimmung, dass die Abfindung auf gegenseitige halbjihrige
Kiindigung in das Grund- und Hypothekenbuch der Bauerstelle
einzutragen sei. Ueber eine solche Abfindung kénnen sie sofort
verfiigen und dieselbe ist auch vererblich.

%) Buchka a. a. O. S. 194 ff. Beseler, HErbvertrige,
1L 1. S. 80, 231 f. Privatrecht} S. 410. Gerber a. a. 0. S.722.
3usch a. a. 0. 8. 52. Stobbe, Priv.-R. S. 121, 122.

%) Stobbe a. a: 0.



24

Aber auch im Momente des Todes des Erblassers ist
der Rechtserwerb des Dritten noch bedingt durch
den Erbschaftsantritt des Vertragserben®), welcher
ohne solchen Antritt die Erbschaft nicht erwirbt®).
Wie der Vertragserbe dem Testamentserben, so steht
der Dritte dem Legatar insofern vollig gleich %).
Dass durch Zuziehung des Dritten zum Vertrage,
wodurch derselbe factisch Mitcontrahent wird, die
Zuwendung an ihn sofort unwiderruflich gemacht
werden kann, versteht sich nach der jetzt all-
gemeinen Anerkennung der Griiltigkeit von Ver-
michtnissvertrigen von selbst®).

3. Aus Ehestiftungen, in denen zu Gunsten
vorehelicher Kinder des einen Vertragstheiles (aus
fritherer Ehe oder unchelicher) Vortheile ausbedungen
werden, erlangen solche Kinder ein directes selbst-
stindiges Recht auf Bezug der Vortheile ohne Bei-
tritt zum Vertrage®). Der Rechtserwerb der Kinder
aus solechen Ehepacten vollzieht sich (immer unter
der Voraussetzung des Zustandekommens der betr,
Ehe) mit dem Kintritte des fiir die Leistung an die
Kinder festgesetzten Termins bezw. mit dem Tode

%) a. A. Busch S. 49.

) (ferber a. a. 0. S. 721. RG. 4. S. 172 und Citate da-
selbst vgl. 7. S. 184: der Erbvertrag schafft ebenso, wie das
Testament, nur einen Delationsgrund fiir den Erben.

@) Vgl, Gerber a a. 0., welcher iibrigens den Rechts-
grund fiir den Krwerb des Dritten in der Befugniss des Erb-
lassers, seinen Krben mit Legaten zu beschweren, nicht in der
vertragsmiissigen (rebundenheit des Frben siecht und deshalb
diesen Fall aus der Reihe der Vertriige zu Gunsten Dritfer aus-
scheidet. Aehnlich Unger a. a. O. 8. 85 if.

6 Arndts a. a. O. 1002 Note 1. RG. 21. S.190 und Citate
daselbst. M. Z. IX. S. 16 f.

) Beseler, Priv-R. 8.410. Stobbe das. S.121. Busch
4 2.0 S 51, Unger a a 0.8 81 und dort cit. Entschei-
dungen. Zimmermann a. a. 0. S. 65. a. A. Buchka a. a.
0. S. 200.
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eines der Ehegatten. Bis dahin sind die Ehegatten
zur vertragsméssigen Abédnderung der Khestiftung
befugt.  Knthalten dergleichen Ehestiftungen Be-
stimmungen iiber Successionsrechte der Kinder (Khe-
Abfindungs- und Successionsvertriige ), so sind die
unter 2 ausgefiihrten Grundsiitze iiber Erbvertrige
massgebend ©).

4. Allgemeine Anerkennung hat auch die directe
selbststindige Berechtigung Dritter aus zu ihren
Gunsten abgeschlossenen  Lebensversicherungsver-
triigen gefunden™). In einem solechen Versicherungs-
vertrage lidsst sich der Versicherungsnehmer (Pro-
missar) von der Versicherungsgesellschaft (Pro-
mittent) zu Gunsten des Versicherten (Dritten) ftr
den Fall seines Todes eine bestimmte Summe (Ver-
sicherungssumme) versprechen ™)., Ob eine Liebens-
versicherung zu Gunsten eines Dritten abgeschlossen
ist und danach im gegebenen Falle die Frage, ob die
[irben des Versicherungsnehmers die Versicherungs-
summe als solche oder kraft eigenen selbststiindigen
Rechts als Dritte erwerben, ist nach concreten aus
den besonderen Bestimmungen der Versicherungs-
urkunde (Police) und der Statuten der Versicherungs-
gesellschaft  zu  treffenden  thatsiichlichen Fest-
stellungen zu entscheiden. Und zwar sind in der

@ Busch a. ai 0.

W) S tiohbeid a0,

) Staudinger a. a. O. S.159f. Gareis a. a. 0. S. 275
bis 286. Liedermann a. a. O. S.18 f. Unger a. a. 0. S. 84 £
Windscheid, Pandekten. 6. Aufl. S. 226 Note 15. Stobbe,
Priv.-R. S. 124. Gerber das. 8. 523 Note 10. Béhr, Urth. 4.
RG. 8. 90 Zimmermann a. a. 0.65 RG.-1. S.-190, 16. S.
127. M. Z. VI. 8. 27 und die bei den meisten citirten Ent-
scheidungen aus Seuff, Arch.

®) Von dem selteneren Falle der Versicherung fremden
Lebens wird hier abgesehen.

2

g
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hier interessirenden Richtung 4 Félle der Versiche-
rung zu unterscheiden™):

1. Die Versicherungssumme ist zu Gunsten be-
stimmt bezeichneter dritter Personen aushedungen
— entweder bei Abschluss des Vertrages sofort
oder™) durch nachtrigliche in der Police beurkundete
Vereinbarung des Versicherungsnehmers und Ver-
sicherers.

2. Die Police lautet zu Gunsten allgemein be-
zeichneter dritter Personen z. B. der Erben, der
Kinder ete.

3. Die Police lautet auf den Inhaber und

4. Ein Empfangsberechtigter ist iiberall nicht
genannt. Geht in diesem letzten Falle die Vertrags-
abrede dahin, dass es dem Versicherungsnehmer
freistehen solle, den Namen eines bestimmten Dritten
in die bis dahin ,offene* Police ™) nach secinem Er-
messen ecinzufiigen, so deckt sich der Fall sub 4,
nach Einsetzung eines Namens durch den Berechtigten
mit dem sub 1 besprochenen Falle.

Im ersten Falle ist die Versicherung stets ein
Vertrag zu Gunsten Dritter. Im zweiten Falle ist
es rein thatséichliche Frage, ob im einzelnen Falle
die gewiihlte Bezeichnung ausreicht, um concret
vorgestellte dritte Personen ausreichlich kenntlich zu
machen, welchenfalls das Vorliegen eines Vertrages
zu Gunsten Dritter anzunehmen ist. Im dritten
) RG. 16 cit. M. Z. a. a.0. Ledermann a. a.0 Dieser
Schriftsteller unterzieht die einschligige Rechtsprechung des
R(. einer eingehenden Besprechung und kommt bei theilweise
abweichender Begriindung im Wesentlichen zu denselben K-
gebnissen, wie das RG., womit auch die unmittelbar folgende
Darstellung im Texte iibereinstimmt.

%) Was Ledermann nicht besonders hervorhebt.

) Vgl. Unger a. a. 0. S. 85. Ledermann a. a.0.5.20,
auch Stobbe, Pr. R. III. S. 115 Note 18. Siegel a. a. O.
S. 156 zu Note 26.
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Falle liegt ein Vertrag zu Gunsten Dritter nicht vor,
es versteht sich aber von selbst, dass durch Um-
schreibung der Police auf eine bestimmte Person in
Folge Vercinbarung des Versicherungsnehmers mit
dem  Versicherer dem  Versicherungsvertrage  der
Charakter eines Vertrages zu Gunsten Dritter ver-
schafft werden kann™).  TIm vierten Falle endlich
liegt. abgesehen von der ausgefiillten urspriinglich
offenen Police, ¢in Vertrag zu Guusten Dritter nicht
vor.  Der Rechtserwerb ecines Dritten im Falle ciner
Versicherung zu seinen Gunsten vollzieht sich, ab-
gesehen von dem unten zu besprechenden Falle des Bei-
tritts des Dritten zum Vertrage, im Momente des Todes
des Versicherungsnehmers ™). Bis dahin unterliegt der
Versicherungsvertrag  der  Abiinderung und hezw.
Authebung durch die Vertragschliessenden. Das aus
der Versicherung hervorgehende Recht des Dritten
kann ibhm von dem Versicherungsnehmer vor dem
Anfalle auch theilweise entzogen oder geschmiilert
werden, z B. durch Verpfindung der Police, welche
nicht Entziehung des ganzen Rechtes ist™).  Der
Rechtserwerb  des Dritten aus dem  Versicherungs-
vertrage ist bedingt durch die Erfillung der im
Versicherungsvertrage iibernommenen Pflichten des
Promissars, er vollzieht sich ohne Zuthun des
Dritten mit Eintritt des dies von selbst™). Die Zu-
ziehung des Versicherten zum Versicherungsvertrage
nimmt ihm das Wesen cines Vertrages zu Gunsten

) Ueber den Fall der Cession der Police s. .
ML 7 asrad O Baegel aas 0082 d57 v Heckia. a0,
S 86. .

e AR SRR o B U

") Heck a. a. 0. 3.86. a. A. Staudinger ata. 0. Leder -
mann a a. O. S. 48 lisst schon vorher eine , Anwartschaft”
des Dritten entstehen, was zu praktisch abweichenden Ergeh-
nissen nicht fiihrt.
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Dritter.  Dieselbe ist in verschiedener Weise mog-
lich®). Besonderer Betrachtung bedarf hier nur der
Fall der Inhaberpolice. Die Rechte aus einer wirk-
lichen Inhaberpolice, d. h. einer solchen, welche
Trigerin des Anspruches auf Auszahlung der Ver-
sicherungssumme, nicht nur Beweisurkunde ist — zu
unterscheiden von dem wohl viel hiufigeren Falle
dass die Police Legitimationspapier im technischen
Sinne ist®) — werden nimlich fiir den Dritten nur
durch die Uebernahme, den Erwerb der Police selbst
erworben. Ks liegt also auch in diesem Falle, was
zweifelhaft erscheinen konnte®?), ein wirkliches Mit-
contrahiren des Dritten und deshalb kein Vertrag
zu Gunsten Dritter vor. Zwar tritt der Erwerber der
Police nicht dem wurspriinglichen Vertrage zwischen
Promittenten und Promissar bei. Sein Rechtserwerb
kann sich moglicherweise auf einen Vertragsschluss
mit Jemandem, der zu keinem der urspriinglichen
Vertragsparteien in einem, wenn auch nur indirecten
Vertragsverhiiltnisse steht, z. B. mit einem Diehe der
Police griinden. Da aber der Dieb selbst nicht aus
der Police berechtigt wird, sondern stets nur der

) Staudinger aia.'0- Heck a. a. 0. S50, 100, 101
Mitunterzeichnung der Versicherungsurkunde, Versicherung auf
verbundene Leben.

*) Gareis a. a. O. S. 281. Ledermann a, a. 0. 8. 24
siecht im Anschluss an Brunner in Endemann’s Handbuch
II. S. 175 in der sogen. Inhaberpolice unter allen Umstinden
ein blosses Legitimationspapicer. Ehenso auch Stobbe IIL.S. 195
und die herrschende Ansicht.

) In dem Falle, dass die Police blosses Legitimations-
papier ist, sind Zweifel in dieser Richtung ausgeschlossen, denn,
wie auch Liederman n a. a. O. zutreffend hervorhebt, geht das
Recht aus dem Versicherungsvertrage in diesem Falle aus dem
Vermigen des Versicherungsnehmers, in das es durch Abschluss
des Vertrages fillt, erst durch Cession in dasjenige eines
Dritten iiber.
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gutgliubige Erwerber, so wird der Dritte — abge-
sehen von Universalnachfolge — stets nur auf Grund
eigenen Vertragsschlusses' mit dem letzten Inhaber
der Police, nicht allein auf Grund fremden Vertrags-
schlusses berechtigt. — Dass durch den Beitritt zur
Versicherung das Recht des Versicherten sofort un-
entziehbar wird, versteht sich von selbst. — Da der
Rechtserwerb des Dritten sich erst im Momente des
Todes des Promissars vollzieht, so hat bis dahin der
Promissar allein die Rechte aus dem Versicherungs-
vertrage auszuiiben, so insbesondere bei Liquidation
und im Concurse der Gesellschaft®). Hr allein und
bezw. im Concurse seine Gilaubiger haben bis dahin
Rechte an der sogenannten Primienreserve®'). Nach
der ganzen Structur des Rechts des Dritten aus der
Versicherung ist regelméssiec Bedingung der Ver-
sicherung, dass der Dritte den Tod des Versiche-
rungsnehmers erlebe, ohnedies erwerben seine Erben
das Recht aus der Versicherung nicht®). Wie vor-
stehend schon angedeutet, ist die Frage, ob ein Ver-
sicherungsvertrag Vertrag zu Gunsten Dritter sei
oder nicht, insbesondere auch fiir den Fall be-
~deutungsvoll, dass der Dritte zugleich Erbe des
Versicherungsnehmers ist. Die Consequenz aus dem
selbststindigen Rechtserwerb des Dritten fiihrt dahin,
dass er, wenn er Beneficialerbe des Versiche-
rungsnehmers geworden ist, mit der Versicherungs-
summe den Gliubigern und Vermichtnissnehmern

) Die von Karlowa a.a. 0.8, 72 angenommene Pflicht des
Promissars, die solchenfalls erhobene Concurs- oder Liquida-
tionsdividende fiir den Dritten sicherzustellen, lisst sich nicht
begriinden.

%) Heck a. a. O. S. 43 f. — vgl. seine Ausfiithrungen iiber
«las Sparelement im Versicherungsvertrage. S. 33 ff.  Dazu
Ledermann S. 8 ff.

) Heck a. a. 0. 8. 76 ff.  Erachten S. 595.
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nicht haftet, dass er als Theilerbe sich, abgesehen
von besonderer Verfliigung des Erblassers die Ver-
sicherungssumme auf seinen KErbtheil nicht an-
rechnen zu lassen braucht, dass dieselbe bei Be-
rechnung der Falcidischen Quart ausser Ansatz
bleiben muss, und dass endlich die Versicherungs-
summe einer eventuellen Nachlasssteuer nicht
unterliegt®").

h. ,,Ganz die gleichen Grundsitze treten ein,
wenn Jemand sich fiir den Fall seines Todes eine
Rente fiir eine andere Person, insbesondere, wenn
cin Khemann sich fiir seine Frau eine Wittwen-
versorgung (Pension) versprechen lisst®)“ oder ein
Vater seine Kinder in eine Waisenversorgungsanstalt
einkauft. Wenn Unger™) annimmt, dass die Ehe-
frau und Kinder ,sofort einen festen selbststindigen
Anspruch® auf Auszahlung der Rente ete. erlangen, so
vermag ich dem nicht beizutreten. Wie steht es
zum Beispiel um diesen Anspruch, wenn die ver-
sicherte Ehefrau von ihrem Manne geschieden wird

) Wenn alle diese Consequenzen, wie Ledermann a. a.
(). S. 54 ff. ausfithrt, auch fiir den Fall des Beitritts des Dritten
zum Versicherungsvertrage Geltung haben — Cession der In-
haberpolice — so folgt dies daraus, dass auch in diesem Falle
der Dritte ein selbststiindiges Recht auf die deshalb nicht zum
Nachlasse gehorige Versicherungssumme erworben hat. Das
unterscheidende Merkmal ist nur allein, dass der Dritte in den
Fiallen, welche ich als Vertrag zu Gunsten Dritter ansehe, dies
Recht ohne sein Zuthun erwirbt, withrend es sich andernfalls
auf seinen Beitritt griindet. Uebrigens ist es eine namentlich
in der Rechtslehre vielfach vertretene Ansicht, dass in allen
Fillen der Lebensversicherung die Versicherungssumme nicht
zum Nachlasse gehore.

8 Stobbe, Priv.-R. S. 124 f. ebenso Gerber a. a. O,
S. 523 “Gareis’S. 275. Zimmeérmann a.:-a; 0. S. “6b:
Budde, Entsch. VIIL. S. 106.

B8) a, a0 8. 5 Vel Stoble a. 8.0 125 Note 46, 47,
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und der Khemann sich wieder verheirathet? Wenn
nicht Versicherungsbhedingungen oder Statuten etwas
anderes bestimmen, wird sicher der zweiten Frau die
bereits vor ihrer Verheirathung eingegangene Versiche-
rung zu Gute kommen, die erste Frau aber gar keinen
Anspruch haben. Das letztere erklirt sich dadureh, dass
sie nicht Wittwe jenes Mannes wird,was als Bedingung
der Versicherung zu ihren Gunsten gelten kann®).
Wie aber soll sich der fiir sie bereits geschehene
Rechtserwerb auf die zweite Frau iibertragen? Diese
Schwierigkeit entsteht fiir die hier vertretene Con-
struetion nicht und ebensowenig fehlt es hier an
einer Erklirung fiir die verschiedenen Moglichkeiten,
den Anspruch auf die Rente durch Nichtzahlung der
Primie und dergl. zu vereiteln, und fiir die zweifel-
lose Thatsache, dass der Ehemann und Vater,
nicht die Ehefrau und die Kinder die Rechte aus der
Versicherung im Concurse ete. der Versicherungs-
gesellschaft zu wahren hat.

6. Nieht zu weit gegangen scheint es mir, wenn
man den von Gerber (a. a. O. S. 523 Note 10) und
Staudinger (a. a. O. S. 158, 159) aufgestellten Satz
anerkennt, ,dass bei Assecuranzen und Renten-
geschiiften die Rechtsgiiltigkeit von Vertrigen zu
Gunsten Dritter als allgemeines Gewohnheitsrecht
bestehe.*

Sonach hitten ausser den vorstehend nidher er-
orterten Versicherungsgeschiften gewohnheitsrecht-
liche Anerkennung z. B. auch die von Sterbekassen.
Aussteuer-, Militairversicherungsanstalten und dergl.
Anstalten abgeschlossenen (reschiifte gefunden und es

) Vgl. Budde a. a. O. S. 108: das OAG. zu Rostock er-
kennt einen golchen Versicherungsvertrag .,ganz allgemein zu
Gunsten der hinterbleibenden Wittwe' zwischen zwei Privat-
personen — Gutsherrn und Gutsjiiger — geschlossen als giiltig
am. “Ngl. Heeck a.'a. 0. S..75 11
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werden sich in diesen Fillen iberall mit geringen
Abweichungen dieselben Grundsiitze wieder finden,
wie sie vorstehend sub 4 und 5 entwickelt worden
sind”). Nur wird im einzelnen Falle stets genau
zu priifen sein, ob die Versicherung wirklich zu
Gunsten Dritter, oder nicht vielmehr, wie bei Aus-
steuer- und Militairversicherungen hiiufig zu Gunsten
des Promissars (in der Regel des Vaters der Auszu-
steuernden , des Militairpflichtigen) abgeschlossen
ist’)). Der Rechtserwerb des Dritten vollzieht sich
in den letztgenannten Killen, falls Vertrige zu
Gunsten Dritter vorliegen, naturgeméss nicht mit
dem Tode des Promissars, sondern mit dem Eintritt
des dies oder der condicio (21. Lebensjahr, An-
nahme zum Militairdienst ete.), auf welche die Versiche-
rung abgeschlossen worden ist.

Zuléssig ist nach dem vorstehend angenommenen
allgemeinen Grundsatze auch die Feuerversicherung
zu Gunsten Dritter. Aber auch hier sind die in
Versicherungsurkunden und Statuten niedergelegten
Vertragsbedingungen im einzelnen Falle stets genau
in der vorstehend angedeuteten Richtung zu priifen.
Denn z B. die in unseren einheimischen Verhilt-
nissen vielfach iibliche Versicherung der fahrenden
Habe der Gutstagelohner durch die Gutsherrschaften
(meist in Pauschalsiitzen fiir mehrere Tagelohner-
familien zusammen), der Dienstboten durch die
Dienstherrschaft u. s. w. wird regelmissig so ab-
geschlossen. dass nur der Versicherungsnehmer selbst
im Falle eines Schadenfeuers forderungsberechtigt
gegen die Versicherungsgesellschaft ist, der Ver-
sicherte aber, dessen Namen bei der Versicherung gar

%) (tareis a. a. 0. Reichsrechtlich besonders geregelt ist
die Seeversicherung zu Gunsten Dritter. Dariiber s. u.
2y Higck a, a0 5580,
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nicht einmal immer genannt zu werden braucht, von
jenem Ersatz fiir seinen Schaden bekommt *).
7. Die Lehre von der technisch sogenannten

Schuldiibernahme - zu unterscheiden von der
blossen Zahlungsiibernahme — gehért an sich nicht

in die Lehre von den Vertrigen zu Gunsten Dritter.
Dennoch wird sie von den meisten Rechtslehrern
mit derselben vermengt und theilweise sogar indenti-
ficirt ¥) und auch in der Rechtsprechung findet sich
eine gewisse Neigung hierzu. Die Schuldiibernahme
wiire allgemein ein Vertrag zu Gunsten Dritter, wenn
der Satz Delbriick’ s?): ,der Glaubiger ist befugt,
bloss auf Grund der Uebernahme — scil. des Ueber-
nahmevertrages zwischen dem alten Schuldner und
dem neu eintretenden — uumittelbar gegen den
Uebernehmer zu klagen®, in dieser Allgemeinheit
richtig wiire. Delbriick selbst giebt zu, dass dieser
Satz im romischen Rechte nicht begriindet sei. Ein
Grewohnheitsrecht lidsst sich fiir denselben nicht

2) Vgl. Revidirtes Statut des Feuerversicherungsvereins
fiir Mecklenburg zu Giistrow. 11. Aufl. 1890. § 42. Amtl. Bei-
lage zum Reg.-Bl. 1890. Nr. 25: Dienst- und Gutsherrn steht es
frei, das Mobiliar ihrer Hausgenossen, Dienstleute und Tage-
16hner, ohne Benennung von Namen, in runden Summen zu
versichern jedoch nur unter den folgenden Bedingungen, dass

4, sie die Garantie {iir die Leistungen an den Verein selbst
{ibernehmen und

5. die Verwendung der Entschiidigung fiiv den Versicherten

allemal nachzuweisen ist.

Als Fille der Feuerversicherung zu Gunsten Dritter fithrt
Lewis a. a. O.8.134 Note 15 an: Versicherung des Speditions-
gutes durch den Spediteur, der Pfandobjecte durch die Leih-
anstalt.

%) Bahr, Jabrb. f. Dogm. 6. 8. 170. Arch. f. civil. Pr. 67.
S1R0: - Danz ar 2O SEA26 0 9.

Shasa S a0
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nachweisen ). Nur drei Fille der Schuldiibernahme
scheinen mir gewohnheitsrechtlich die von Del-
briick allgemein behauptete Wirkung zu haben.
Diese Fille sind deshalb wahre Vertrige zu Gunsten
Dritter. Nur der Erwihnung bedarf es, dass dies
nur Fille der sogen. cumulativen Schuldiibernahme
sein konnen ").  Gegen die EKinreihung der privativen
Schuldiibernahme in die Zahl der Vertrige zu
Gunsten Dritter ist cingewendet worden, sie ent-
hielten keinen favor fiir den Gliubiger, welcher so
nur suum recipit”). Man argumentirt hier also aus
dem Namen pactum in favorem tertii, iiber dessen
Bedeutung selbst noch Streit herrscht.  Ich schliesse
die privative Schulditbernahme von den Vertrigen
zu Gunsten Dritter aus, weil sie nicht ohne Mit-
wirkung des Gliaubigers moglich ist. Derselbe muss
den bisherigen Schuldner entlassen, den neuen als
solchen annchmen, sonst wird jener nicht frei, gegen
diesen erwirbt er keine Forderung ™). Es liegt also kein
Rechtserwerb des Gliaubigers unmittelbar aus dem
Vertrage der beiden anderen Paciscenten vor und
deshalb kein Vertrag zu Gunsten Dritter. Die drei
Fille der cumulativen Schuldiibernahme, welche als
Vertrige zu Gunsten Dritter erscheinen, sind:

a. Die Schenkung simmtlicher activer Ver-
mogensstiicke unter ausdriicklicher Uebernahme
der Schulden des Schenkers durch den Be-
schenkten ).

) Busch a. a. 0. 8. 56 f. Stobhe, Zeitschr. £. HR. 19.
S. 808.

%) Gareis S. 258 a. A. Danz a. a. 0. S. 127 Note 4.

i Bugehia a0 866, 7, 430" Garels a. 2.0, 8.112; 272
Regelsberger, Arch. f. civ. Pr. 67. S. 22.

%) Windscheid, Pandekten. § 383 Gareis S. 258.
Regelsberger hei Endemann S. 535.

) Delbriick a. a. 0.8.88, 82. Windscheid, Pandekten.
6. Aufl. 1I. S. 418 Note 4. Dernburg, Pandekten. 2. Aufl. II.
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b. Der analoge Fall einer biuerlichen Gutsiiber-
gabe, bei welcher der junge Bauer bestimmte oder
alle Schulden des alten iibernimmt ).

¢. Die Uebernahme des Handelsgeschiiftes eines
Vollkaufmanns mit dessen Activen und Passiven,
wenn eine der Handelssitte entsprechende Bekannt-
machung der Uebernahme hinzutritt''). Das all-
gemeine deutsche Handelsgesetzbuch enthilt keine
Bestimmungen iiber diesen Fall. Das Reichs-
gericht verneint in  seinem zuletzt citirten kr-
kenntnisse zwar ein beztigliches Handelsgewohn-
heitsrecht, es geht aber in der Zulassung der Klage
der Glaubiger gegen den Uebernehmer aus einem
solchen Vertrage noch iiber die vom fritheren Reichs-
oberhandelsgerichte anerkannten Grundsétze hinaus.
Wiihrend dieses Gericht éffentliche Bekanntmachung
durch Circular, Borsenanschlag und dergl. zur Vor-
aussetzung der Klage des Glaubigers machte, sieht
das Reichsgericht von diesem Erfordernisse ab, wenn
der Uebernehmer ..in alle geschiiftlichén Beziehungen
eintritt und das Geschiift unter Beibehaltung der
fritheren Firma fortsetzt. Das Reichsgericht be-
gniigt sich also mit dem Vertragsschlusse und dessen
thatsiichlicher Ausfithrung!®).

S, 148. Rdr. 17. 8. 100. Seuff, Arch. Bd. 36. S. 52 und Citate
daselbst.

10) Stobbe, Priv.-R. S. 226. Beseler, Erbhvertrige. II.
9. 8..208. Delbzriick a. a. 0. 8..90, 91" RG. 21. S. 1881 4 A,
Busch a. a. 0.°S. 64, 85.

wh PDernburg a. a. O. Note 3. Regelsberger, Arch. f.
civ. Pr. 67. S. 10. Bahr, Urth. des RG. 8. 93. RG. 2. S. 55.
17. 8. 97 und die dort citirten Erkenntnisse des ROHG. und RG.

%) [Teber die verfeblte Begriindung der ersten citirten
Entscheidung, in welcher das Reichsgericht scheinbar den Satz
sanctionirt, dass fiir den Oblaten lediglich berechtigende Offerten
der Annahme nicht bediirfen, siehe Bé hr, Urth. d. RG. S. 93,
94, vgl. auch Cosack a. a. O. S. 43 sub b.
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Wenn ausserdem von einer Reihe von Schrift-
stellern noch weitere Fille der Schuldiibernahme den
Vertragen zu Gunsten Dritter zugezihlt werden, so
wird dies vielfach auf ein angeblich hervorgetretenes
dringendes Verkehrsbediirfniss gestiitzt'**).  Aber
Bediirfniss ist nicht Recht. Dasselbe schafft Recht,
wenn es stark genug ist, eine entsprechende Rechts-
iiberzeugung zu bilden und die zur Rechtsbildung
erforderlichen Uebungsacte hervorzurufen.  Dies
scheint mir fir die Schuldiibernahme nicht vorzu-
liegen!®). Der Satz Dernburg’s!®), dass der
Glaubiger aus der Schuldibernahme ohne Betheili-
gung beim Abschlusse oder Aufforderung zum Bei-
tritte Rechte erwerbe, ,,wenn die Schuldiibernahme
Bestandtheil ecines Geschiftes sei, welches dem
Schuldiibernehmer die Werthe verschafft, aus denen
nach der Verkehrsauffassung die tibernommene Schuld
vorzugsweise zu tilgen sei, insbesondere, . . . wenn
er eine Sache, auf der eine hypothekarische Schuld
ruhe, erwerbe und zugleich die Schuld auch person-
lich tibernehme®, ist namentlich in seinem letzten
Theile fiir unser einheimisches Recht nicht anzu-
erkennen'®®). Das aber kann man, ankniipfend an den
Dernburg’schen Satz, sagen, dass die Schuldiiber-
nahme in allen den Féllen, wo sie gemeinrechtlich An-
erkennung als Vertrag zu Gunsten Dritter gefunden
hat, ,,Bestandtheil eines anderen Geschiftes ist.
welches dem Uebernehmer die Werthe verschafft,

RN a0 S5 93,

194 Stobbe, Zeitschr. f. HR. 19. S. 303.

5y Pandekten. 2. Aufl. II. S. 143.

16) Tin heziiglicher Gesetzesvorschlag ist bei Erlass der
Mecklenburgischen Revidirten Ritterschaftlichen Hypotheken-
ordnung abgelehnt worden. von Meibom, Das Mecklenburgische
Hypothekenrecht. S. 102 Note 13. Vgl. hierzu die oben Note 11
citirte Entscheidung des RG.
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aus welchen iiberhaupt (vgl. sub a.) oder vorzugs-
weise die tibernommene Schuld zu tilgen ist. Mit
diesen Geschiften steht und fallt das Recht des
Gliubigers aus der Schuldiibernahme. Denn wenn
die directe selbststiindige Berechtigung des Gliubigers
{iberall einen Sinn haben soll, kann man einer beim
Fortbestande des Hauptgeschiiftes getroffenen be-
sonderen Verabredung, wonach die Schuldiibernahme
beziiglich einer oder aller tibernommenen Schulden
riickgiingig werden soll, keine rechtliche Wirksam-
keit zuschreiben?). Wenn aber dem Gliubiger sein
Recht durch Auflésung des Hauptgeschiiftes, wie er
es ohne sein Zuthun gewonnen hat, so ohne seinen
Willen wieder entzogen wird, so ist es darum nicht
weniger ein Recht (vgl. bedingte, zeitlich begrenzte
Rechte). Der Rechtserwerb des Gliubigers vollzieht
sich mit der Ausfiihrung und bezw. Bekanntmachung
des ihn begriindenden Vertrages. Vorher ist das
Verhiltniss, auf welches es sich griinden soll, noch
kein ausreichend festes zu nennen.

8. Das Anlegen von Spargeldern bei éffentlichen
Kassen, Privatbanken oder Bankiers auf fremden
Namen kann sowohl einen Vertrag zu Gunsten
Dritter'®), als auch einen Act der Stellvertretung dar-
stellen, moglicherweise aber auch beides nicht
sein®). Als ein Vertrag zu Gunsten Dritter stellt
s sich dar, wenn der Deponent (Promissar), ohne
Stellvertreter des Dritten zu sein, bei Anlegung des
(reldes die Absicht hatte, dem Dritten eine Forde-
rung auf Riickerstattung der angelegten Gelder von
der Sparkasse zu erwerben und diese Absicht da-
durch verwirklicht worden ist, dass ein auf den

%) a. A. Busch 8. 57, 58.
e Grare s abas 0051288
Py DendtArch, 8548 12548 L RGV X2 S 941 49



48

Namen des Dritten lautendes Schuldpapier (Spar-
kassenbuch, Schuldverschreibung) ausgestellt worden
ist, welches nicht ohne Einwilligung des Dritten von
der Sparkasse eingelost wird. Der Rechtserwerh des
Dritten ist dann sofort mit der Ausstellung des
Namenpapieres vollzogen.  Der Dritte ist vom
Momente der Ausstellung an der alleinige Ver-
fiigungsberechtigte iiber die Forderung gegen die
Sparkasse.

Hiermit schliesse ich die Betrachtung der
einzelnen Kille von Vertrigen zu Gunsten Dritter,
fiir welche sich meines Ermessens ein gemeines Ge-
wohnheitsrecht gebildet hat. Nicht dafiir halte ich
den Vertrag eines Verpichters mit seinem Piachter.
einem fritheren Péchter Ersatz fiir Bestellungskosten
zu geben'"); ferner den Creditauftrag, mit oder ohne
Hinterlegung von Werthpapieren zur Sicherung des
Mandatars); die sogenannte noble Wette, bei
welcher der verlierende Theil den Einsatz einem
Dritten, z. B. der Armenkasse, zahlen soll'?); end-
lich die Stipulation eines sogenannten Schliissel-
oder Heerdgeldes bei Guts- und Hausverkiufen fiir
die Ehefrau oder Tochter des Verkiufers, eines
Halfter- oder Strickgeldes beim Pferdehandel zu
Gunsten des Reitknechtes, eines Trinkgeldes bei
Lohnfuhren fiir den Kutscher!'?). Ich glaube, dass

10 QAG. Cassel. Seuff, Arch. III. Nr. 81. 2.-Gareis S. 191.
Meiner Ansicht Busch S. 69. § 25.

") Gareis S. 289.

1) Regelsberger, Arch. ‘£ civ. Pr. 67.. 8. 10. Bihr
ebenda S. 167. i

Uy inger a. a. 0.8 82 Stobbe,-Pr. R 5 117 .Bdhr,
Arch. f. civ. Prax. Bd. 67. S. 166. Meiner Ansicht Regels-
berger ebenda S. 10. Brinz, Pandekten. 1. Aufl. S. 1630.
Kimmerer a. a. O. S. 47. Rechtsfall S. 73 ff. Danz a. a. 0.
S. 119 Note 1 mit besonderer Begriindung, indem er zwar ein
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in allen diesen Fillen der Dritte aus dem Vertrage nicht
direct berechtigt wird. Eine dem entgegenstehende
constante Rechtsprechung wird nirgends behauptet.

Aus dem Reichsrechte zihle ich die nachstehen-
den Fille den Vertriagen zu Gunsten Dritter zu:

1. Nach Art. 400 HGB. ist der im Frachtbriefe
bezeichnete Empfiinger eines Frachtgutes nach der
Ankunft des Frachtfilhrers am Orte der Ablieferung
befugt, im eigenen Namen die durch den Fracht-
vertrag begriindeten Rechte gegen Erfiillung der aus
dem Frachtbriefe sich ergebenden Verpflichtungen
geltend zu machen.  Diese Berechtigung des Em-
plingers entsteht schlechthin ohne sein Zuthun
aus dem zwischen Absender und Frachtfiihrer
geschlossenen Vertrage, ohne dass irgend ein Stell-
vertretungsverhiltniss  zwischen den betheiligten
Parteien obzuwalten braucht. Demnach ist ein
Vertrag zu Gunsten Dritter anzunehmen!). Das
Recht des Empfingers besteht vom Momente der
Ankunft des Frachtfihrers an. Da aber nach
Art. 402 HGB. der Frachtfiihrer bis zur Ablieferung
des Frachtbriefes an den Empfinger den Weisungen
des Absenders folgen muss, so concurrirt bis zur
Uebergabe des Frachtbriefes das Recht des letzteren
mit dem Rechte des Empféingers. Das letztere wird
ein festes, unentziehbares mit der Uehergabe des
Frachtbriefes, aber es entsteht nicht erst durch
diese '), Dies seigt sich besonders darin, dass der

directes Recht des Dritten anerkennt, wegen der obwaltendén
Causalbeziehungen aus Quelle desselben aber eine negotiorum
gestio des Versprechensempfingers fiir den Dritten annimmt.

19 Dernburg, Pandekten. 2. Aufl. II. S. 53. Bihr,
Urth. d. RG. S. 94 f. Regelsberger, Arch. f. civ. Pr. 67.
S.8 Cosacka. a. 0.8.298 subb. a. A. Goldsehmidt a.
a. 0. 8. 749 f. Note 41, insbesondere sub bh. Stobbe, Pr. R.
LGS 10s. Dany g d. Oy s 129 Note o,

19 Vgl Cosiok awa 0.
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Frachtfihrver, der sich nicht auf gegentheilige
Weisungen des Absenders berufen kann, auch schon
vor der Uebergabe des Frachtbriefes zur Aus-
lieferung des Frachtgutes durch den Empfiinger
angehalten werden kann %)

2. Aus dem Actienrechte gehort hierher die
rechtsgentigliche Zeichnung von Actien eines auf
dem Wege der Successivgriindung noch erst zu
begriindenden  Actienvereines *'7). Aus  solcher
Zeichnung wird der noch nicht bestehende Actien-
verein  flir den Fall seines Zustandekommens
Glaubiger, und zwar sofort im Momente seines
Entstehens. ~ Vorher konnen, da die Zeichnung
regelmiissig den Charakter einer Vertragsofferie hat,
die Griinder den noch nicht angenommenen Zeichner
zurtickweisen, den schon angenommenen durch
Riickgabe des Zeichnungsscheins wieder von seiner
Verbindlichkeit befreien ).

3. Endlich ist in Uebercinstimmung mit der
schon gemeinrechtlich bestehenden Anerkennung
aller Versicherungsvertrige zu Gunsten Dritter ein
Vertrag zu Gunsten Dritter anerkannt in Art. 786
HGB.: Wenn Jemand ohne Auftrag fremdes Gut
gegen Seegefahr versichert und dem Versicherer den
Mangel eines Auftrages hierzu bei Abschluss der
Versicherung anzeigt, so ist die Verbindlichkeit der

HO Dernbir e, Balt ara -0

M Art. 209 e -HGB. Karnlowa a4 0.'S. 78. Siegel
a. 2. 0. S. 156. Vgl . Cosack a. a. 0. S.474 sub a. Anschittz
und Vélderndorff a. a. O. S. 416 ff.

118) Vgl. Art. 209 e. letzter Abs. Karlowa a. a. O. 8. 73
und Citate daselbst in Note 1. Anschiitz und Vildern-
dorff a. a. O. S. 420, abweichende Darstellung bei Ende-
mann [. S. 539—46. — Der im Texte gegebenen Darstellung
steht die Auffassung der Actienzeichnung als einer einseitig
verpflichtenden, nicht vertragsmiissigen Erklirung ent-
gegen.
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Versicherung fiir den Versicherer von der nachtrig-
lichen Genehmigung des Versicherten nicht abhiingig.
Der Rechtserwerb des Dritten, dessen Gut versichert
ist, aus solchem Vertrage tritt mit dem Vorliegen
eines  Entschiidigungsfalles ein.  Denn in  diesem
Momente tritt die Verpflichtung des Versicherers,
welehe nicht von der Genehmigung des Versicherten
abhiingt, definitiv ein, und der Versicherungsnehmer,
welcher bis dahin alle Rechte aus dem Versicherungs-
vertrage ausiiben, denselben auch riickgiingio machen
konnte, kann nach ausdriicklicher Bestimmung des
Art. 891 HGB. die Versicherungsgelder ohne Zu-
stimmung des Versicherten weder erheben noch
cinklagen ).

Weitere hierher gehorige Bestimmungen der
Reichsgesetze sind mir nicht bekannt. Insbesondere
zithle ich nicht hierher. die Bestimmung des Art. 113
HGB., wonach mit zwingender Nothwendigkeit der
in eine bestehende Handelsgesellschaft eintretende
neue Gesellschafter auch den alten Glaubigern der
Gesellschaft haftet'®). Hier liegt nur ecine Reflex-
wirkung vor, die Haftung fiir die Schulden ist nicht
Zweck des Eintritts in die Gesellschaft (ebensowenig
wie bei der Verheirathung), sondern nur unvermeid-
liche Folge desselben. Ferner erscheint es nach
meiner Abgrenzung des Begriffs der Vertriige zu
Gunsten Dritter nicht moglich die Construction der
Order- und Inhaberpapiere auf einen Vertrag zu
Grunsten Dritter zu basiren, selbst nicht vom Stand-
punkte der Begebungs-(Vertrags-)Theorie aus').

19 Bndemaunn IV. S. 385, -

120) Vel die Haftung eines Ehegatten fiir die vorehelichen
Schulden des anderen bei allgemeiner (itergemeinschaft,
Busch a. a. O. S. 56. § 19.

121 Pass vom Standpunkte der Creationstheorie dies aus-
geschlossen erscheint, bedarf der nitheren Darlegang nicht, weil

4%
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Denn sicht man in der Begebung des Papiers einen
Vertrag ,,zu Gunsten® des ersten Nehmers und ,der
noch unbestimmten weiteren Papiereigenthiimenr '##)*
so ist dies, wie sich auch in der Erwihnung des
ersten Nehmers selbst zeigt, nur so zu verstehen,
dass jeder weitere Nehmer durch cinen Vertrag, den
or selbst mit dem vorgehenden Inhaber des Papiers
schliesst, die Rechte aus demselben erwirbt. Erweist
sich also ihm gegeniiber auch das durch den
Aussteller des Papiers in  demselben gegebene
Versprechen wirksam, ohne dass es direct ihm
gegeniiber abgegeben ist, ohne dass ferner von ciner
Stellvertretung  die Rede sein kann und ohne dass
endlich eine Rechtsnachfolge unter den successiven
Nehmern und Eigenthiimern des Papiers stattfindet,
so erwirbt doch jeder ecinzelne seine Berechtigung
nicht allein auf Grund des zwischen Dritten ge-
schlossenen Vertrages, sondern auf Grund seines
cigenen hinzutretenden Vertragsschlusses, wie ich
schon oben bei Betrachtung der Inhaberpolice
auszufiihren  versucht habe. — Die Reichsunfall-
versicherungsgesetze endlich gehoren nicht hierher,
weil nach den Bestimmungen derselben die Ver-
sicherung der Arbeiter nicht von dem Willen und
der Pramienzahlung ete. des Arbeitgebers abhingig
ist (vel. z. B. Unfallversicherungsgesetz vom 6. Juli
1884, § 59 Abs. IV.).

5

diese Theorie das Recht sowohl des ersten wie aller spiteren
aus dem Papier Berechtigten auf einen einseitigen Act des Aus-
stellers nicht auf einen Vertrag griindet.

22 Vol Goldschmidt, System. 3. Aufl. S. 148.



IV. Gemeinsame Grundsitze der Vertriige
7zu Gunsten Dritter.

a. Der Rechtserwerb des Dritten.

In den vorstehend dargestellten Féllen erwirbt
also  aus den Vertrigen ein Nichtcontrahent
unmittelbar, selbststindige, nicht durch die Person
eines der Contrahenten hindurch gehende Rechte:
.man muss das Dogma fallen lassen, als ob
obligatorische Rechtsverhiiltnisse nur aus einem
Vertrage zwischen Gliubiger und Schuldner entstehen
konnten ). Wie die Betiachtung der einzelnen
Fille zeigt, kann das Recht des Dritten nicht wohl
aus der Person des Promissars abgeleitet sein. Denn
in nur wenigen Fillen geht die Berechtigung beider
auf dasselbe'®'). Man sagt deshalb, beim Vertrag
zu Gunsten Dritter sei Ursache und Wirkung
getrennt'®), indem der von zwei Personen ab-
geschlossene Vertrag unmittelbar fiir einen Dritten
Recht erzeuge, ihm ohne seinen Willen und

128y Stobbe, Pr-R. °S. 125 126. Vgl Windscheid,
Pandekten. 6. Aufl. II. 8.229f. Dernburg, Pandekten. 2. Aufl.
If. Q. 58 Gareis S.7228 ffi "Unger S 68 Karlowa S 60,
Siegel S. 146. Regelsberger, Arch. f. civ. Pr. 67. S. 12 und
bei Endemann S. 477. Mot. z. Entw. II. S. 268. a. a.Biihr,
welcher durchweg in seinen Schriften die Construction des
Rechts des Dritten als eine actio mandata des Promissars
aufrecht erhiilt.

14 Vgl Regelsberger bei Endemann S. 475.

By Vgl Zimmermann a, a. 0.S. 66. Gareis a. a. O:
8. 226 f.
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vielleicht ohne sein Wissen ,.ein Recht octroyire 126
In keinem der betrachteten Félle entsteht das Recht
des Dritten durch eine wie auch immer geartete
Aneignungshandlung des Dritten 7). Insbhesondere
darf der Klageerhebung seitens des Dritten eine
solche Bedeutung mnicht zugesprochen werden ).
Wohl aber hat in vielen Féllen der Zugriff des
Dritten, das Gebrauchmachen von seinem Rechte,
die Wirkung, ihn gegen Entziehung desselben zu
schiitzen. Der Einwurf, dass ein entziehbares Recht
kein Recht sei, widerlegt sich am besten aus der
Betrachtung der einzelnen Fille, bei denen wiederholt
das Gegentheil dargethan ist, wie z. B. beim Fracht-
vertrage'*’). Andererseits ist freilich der Zeitpunkt,
in welchem das Recht des Dritten entsteht, in einer
Reihe von Fillen auch zugleich der Zeitpunkt, in
welchem es unwiderruflich wird, z B. beim Erb-
vertrage und regelmissig bei der Liebensversicherung.
In diesen Fillen besteht vorher nur eine rechtlich
bedeutungslose Anwartschaft. Wann aber das Hine,
wann das Andere der Fall sei, das lisst sich bei der
grossen Verschiedenheit der einzelnen Vertrige zu
Gunsten Dritter nicht in einen allgemeinen Satz
zusammenfassen '%9).

26) Regelsberger, Arch. a. a. O.

27 a. A, Beseler, Pr-R. I. S. 411.

SSiemelia 4. 0 p. 151,152,

29 Auch der Entwurf § 414 lisst nachtriigliche Entziehung
des fiir den Dritten bereits entstandenen Rechts unter Umstiinden
zu, vgl. Mot. TI. S. 271. KErachten S. 592.

BhEStobbe, Pr-Re TIEESE 12057121 - Wind soherds
Pandekten. 6. Aufl. TI. S. 230. a. A Unger a. a. 0. S. 64, 68
welcher in allen Fillen des Vertrags zu Gunsten Dritter das
Recht der Dritten sofort beim Vertragsschlusse unwiderruflich
entstehen lassen will. S. dagegen Stobbe a. a. O. S. 117 f.
Siegel a. a. 0. S. 155, 156, 159.



Siegel stellt die Betrachtung der Ver-
trage zu Gunsten Dritter an den Schluss seiner
mehreitirten Schrift, welche der Darlegung des
Satzes gewidmet ist, dass im Rechte auch einseitige
Willenserklirungen ohne Annahme seitens eines
Berechtigten Verpflichtungen fiir den Erklirenden
erzeugen konnen. Dadurch erweckt er den Anschein
als ob beim Vertrag zu Gunsten Dritter das ver-
pflichtende Moment fiir den Promittenten, das did
Berechtigung fiir den Dritten Erzeugende, die Ir-
klarung des Promittenten fiir sich allein sei. Dies
ist sie keineswegs'). Der Promittent wird durch
den Promissar vertragsmissig gebunden. Das Recht
des Dritten ruht auf dem Vertrage, nicht auf einem
abstrakten, vom Vertrage losgelosten Versprechen
des Promittenten. Deshalb ist es von dessen Geltung
abhiingig **%). Ks unterliegt also den Einreden,
welche vom Promittenten gegen die Giiltigkeit des
Vertrages vorgeschiitzt werden konnen, schlechthin,
mogen dieselben sich nun auf Nichtigkeit oder
Anfechtigkeit des Vertrages stiitzen'?).  Ferner
verstosst der Dritte, der aus dem zu seinen Gunsten
geschlossenen zweiseitigen Vertrage, z. B. der Schuld-
iibernahme im Falle der Veriiusserung eines Handels-
geschiiftes, Leistung fordert, ohne dass der Promissar
seine vertragsmissigen Pflicht im  Wesentlichen
erfiillt hat, ebenso gegen die Vertragsabsicht, wie es
im gegebenen Falle ein Selbstcontrahent thun wiirde.
Deshalb steht dem Dritten auch die exceptio non

81 Unger in Griinthut, Zeitschr. Bd.1. S.3873. Gareis
S. 224 — | die Vorstellung einer Creation ist ferne zu halten.*
— Auch Siegel ist thatsiichlich von dieser Vorstellung frei,
vgl. S. 149, 150.

#2) Dernburg a. a. 0. S. 53 sub c.

%) Regelsberger bei -Endemann S. 478. Karlowa
a. 0. 8. 78. Vgl. Mot. z. Entwurfe II. S. 272 zu § 416.
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adimpleti contractus entgegen ***).  KEs herrscht aber
gerade in diesem Punkte in der gesammten Litteratur
wenig Kinigkeit. Wihrend Bahr'®) principiell nur
mit einer Ausnahme alle Einreden aus der Person
des Promissars gegen den Dritten zulassen will|
schliessen Gareis und Siegel!) principiell alle
solche Einreden aus. Stobbe') endlich lehnt es
ab, ein allgemeines Princip aufzustellen und will
fiir die einzelnen Arten von Vertrigen und je nach
der conereten Absicht der Parteien entscheiden. Ich
halte, abgesehen von den vorstehend allgemein fiir
zuliissig erklirten Einreden und der mit Recht
allgemein, auch von Béahr, fir unzulissig erklirten
Compensationseinrede, welche der Promittent dem
Promissar aus anderen Vertrigen entgegensetzen
konnte, diese letzte Lisung der Frage fiir die
richtige. Die grossen rechtlichen Verschiedenheiten
der einzelnen Vertrige zu Gunsten Dritter lassen
auch hier wiederum die Aufstellung weitergehender
allgemeingiiltiger Principien nicht zu®). Speciell
wegen des Frachtvertrages sagt Cosack (a. a. O.
S. 296) zutreffend, dass dem Adressaten alle Ein-
reden aus der Person des Absenders entgegen-
stehen.

Indlich diirfte ‘hier der Ort sein, zu der Frage
Stellung zu nehmen, ob der Rechtserwerb des
Dritten unter keinen Umstiinden an die Bedingung
einer Gegenleistung von seiner Seite gekniipft sein

134y Dernbureg . a. 0. Note 11 Karlowa S, T4 a; A,
Grareis S. 242. Siegel S. 148.

1 Arel, e eiv. Pr BTSSR 110,

156) g. a.- 0, dagegen Danz a. a. 0. S. 120 Note 8.

139 Pr.-R. III. 126 Note 53.

189) Mot. z.. Entwurf II. 5. 272, 73.  Erzchten Heft &
S. 602, 603.
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neinen '#’).  Denn wenn die Gegenleistung Bedingung
des Rechtserwerbes ist, so erwirbt der Dritte sein
Recht mnicht mehr unmittelbar aus dem Vertrage,
seine Gegenleistung bedingt eine Willenserklirung ;
eine Handlung, die ihm den Rechtserwerb vermitteln
soll. Hr tritt in dieser Gestalt dem Vertrage bei,
der dadurch aufhort, ein Vertrag zu Gunsten Dritter
zu sein ). Wohl aber geht bei einzelnen Vertriigen
zu Gunsten Dritter der Rechtserwerb des Dritten
unabhéingig von der Gegenleistung vor sich und
nur die Austibung des Rechtes ist durch eine oder
mehrere Gegenleistungen bedingt, wie z. B. beim
Frachtvertrag, bei der Uebernahme eines Miethers
durch den Hauskiufer. Der Vorwurf, dass man mit
der Unterstellung solcher Fille unter die Vertrige
zu Gunsten Dritter ,,an den lucus a non lucendo
angrenze™, weil jeglicher favor fiir ‘den Dritten
fehle'*) ist gegentiber der hier vertretenen Auf-
fassung des besonderen Wesens der Vertriige zu
Grunsten Dritter nicht begrindet '42),

. Die Rechtsstellung des Promissars.

Schon bei der Betrachtung der einzelnen Fille
der Vertrage zu Gunsten Dritter ist die Rechts-
stellung des Promissars im Vertragsnexus beriick-
sichtigt worden. Sie ist, wie sich dort gezeigt hat,
in vielen Beziehungen eine sehr mannigfache. Hier

139 Regelsherger beli Endemann LI, S. 476.

“4) Regelsberger, Arch. f. civ f. civil Pr. 67. S. 28.

) Regelsberger a. a. 0,

) Bahr ebenda S. 161.  a.-A. Danz a. a. O. 8. 119+
Note 1, der wegen der zwischen Promittenten und Dritten in
Fillen dieser Art obwaltenden Causalbeziehung wiederum
negotiornm gestio des Promissars fiir den Dritten annimmt,
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handelt es sich nur noch um einige Bemerkungen
allgemeiner Natur.

Nach romischem Rechte konnte der Promissar
auf die Erfillung des zu Gunsten des Dritten
abgegebenen Versprechens klagen, wenn er ein
ecigenes Interesse an dieser Hrfillung hatte.  Ob
dieses lediglich ein Geldinteresse sein musste, oder
ob auch andere Interessen schon im romischen
Rechte diesen Schutz fanden, ist, wie oben schon
bemerkt, streitig. Fiir das heutige Recht der
Vertriige zu Gunsten Dritter hat diese Streitfrage
praktische Bedeutung mnicht mehr. Denn in der
Rechtsprechung ist jetzt allgemein der Grundsatz
anerkannt, ,.dass auch andere Vermogensinteressen,
sofern sie iiberhaupt rechtliche Anerkennung gefunden
haben und dem Bereiche des Privatrechts an-
gehoren, den Schutz der ordentlichen Gerichte
geniessen ¥, In consequenter Durchfiihrung dieses
Satzes hat das Reichsgericht!'**) bei Beurtheilung
eines Gutsiibergabevertrages den Satz gebilligt, dass
der Promissar gegeniiber dem Promittenten ein klag-
bares Recht auf Leistung an den Dritten habe, ohne
dass es des Nachweises eines besonderen rechtlichen
Interesses des Promissars an der Erfillung des Ver-
trages bediirfe '*?).

In einzelnen der vorstehend erorterten Fiélle hat
neben diesem nunmehr allgemein anzuerkennenden
Rechte der Promissar noch ein concurrirendes Recht
auf eine Leistung desselben Inhalts (beim Depositum,

143) R(+. 12. S. 283. Buchka und Budde IL-5. . 185
Windscheid, Pandekten. 6. Aufl. II.S. 4 ff. Note 3 und S. 221.
Dernberg, Pandekten. 2. Aufl. 11. S. 49.

4y RG. 21, S. 191

u5) Speciell wegen des Frachtvertrages Cosack a. a. 0.
S. 297, 98, theilweise a. A. Grareis a. a. 0. S. 252.
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Commodat) an sich selbst gegen den Promittenten 9.
Welche Rechte in solchen Féllen der Promissar
gegen den Promittenten dann hat, wenn der Dritte
den ihm octroyirten Rechtserwerb ablehnt (was ihm
selbstverstindlich freisteht — vgl. die Rechtsstellung
des Legatars, auch Entwurf § 415) ist ohne weiteres
klar4?. Fraglich ist dies fiir die anderen Fille.
Der Satz'®), dass der Promissar zu keiner Zeit
selbst berechtigt sei, das Versprochene fiir sich zu
fordern, ist in dieser Allgemeinheit jedenfalls nicht
richtig. Der Kaufmann, welcher unter Uebernahme
seiner Passiva durch den Erwerber sein Geschift
verkauft, kann sicher von dem Kiufer den Betrag
einer Schuld fordern, die ein Gliubiger nachtriglich
noch von ihm eingezogen hat. Ebenso unrichtig wiirde
es'aber sein, den entgegengesetzten Satz als einen
allgemein giiltigen hinzustellen (vgl. z B. die Be-
redung beim Hauskaufvertrage, dass der Kiufer
einen Miether fortwohnen lasse). Das richtige ist
auch hier, nach der besonderen Beschaffenheit des
einzelnen Falles unter Beriicksichtigung des Partei-
~willens zu entscheiden?).

Auf eine Betrachtung der Verbindlichkeiten,
welehe fiir den Promissar aus einem Vertrage “zu
Gunsten Dritter entstehen konnen, habe ich an dieser
Stelle nicht einzugehen, da in dieser Beziehung von
den allgemeinen Vertragsgrundsitzen abweichende
Rechtsgrundsiitze nicht gelten '%9).

49 Windscheid, Pandekten. 6. Aufl. S. 230 Note 13.

I Gar el g S, 2500,

LS iegel g 0080 159

1“%) Stobbe, Pr.-R. III. S. 116 Note 3. Windscheid a.
a. 0. Text zu Note 18. Gareis a. a. O. — s. dort Be-
sprechung einzelner Fille. — Mot. z. Entw. S 272

1) Vgl. die Darstellung bei Gareis a. a. O. S. 254—58.



¢. Allgemeines Giiltigkeitsprineip.

Welches ist nun das Resultat der gewohnheits-
rechtlichen Fortentwicklung des Rechts der Vertrige
zu Gunsten Dritter im gemeinen Rechte gewesen,
und welche principielle Stellung nimmt das Reichs-
recht zu dieser Materie ein? Das romische Recht,
wie es bei uns in complexu recipirt ist, erklirte diese
Vertrige im Pinreip fiir unwirksam, aber es erkannte
schon selbst eine Reihe Ausnahmen von diesem
Principe an. Das gemeine Recht bildete daneben
eine grosse Anzahl neuer allgemein anerkannter
Fille von Vertrigen zu Gunsten Dritter gewohn-
heitsrechtlich aus. Auch im Reichsrechte finden
sich wiederum neue Fille. Rechtfertigen diese Er-
scheinungen nun den Schluss, dass das romisch-
rechtliche Princip im gemeinen Rechte gewohnheits-
rechtlich beseitigt ist, dass an seine Stelle gewohn-
heitsrechtlich der entgegengesetzte Grundsatz getreten
ist: jeder Vertrag zu Gunsten Dritter ist giiltig und
wirksam, und dass das Reichsrecht auf dieser Grund-
lage fortgebaut hat? In villiger Allgemeinheit bejaht
diese Frage Dernburg®'): Nach heutigem gemeinen
Recht gilt der Dritte stets als befugt, aus Vertrigen
zu seinen Gunsten selbststindig zu klagen, sofern
dies durch den Vertrag bezweckt war. Dass ,aus
gewissen Arten von Vertrigen sich gewohnheits-~
miissig die Klageberechtigung des Dritten festgestellt
hat* (S. 53), hat fiir ihn nur die Bedeutung, dem
Richter einen Anhalt fiir die Auslegung des Partei-
willens zu bieten, der im concreten Kalle ..fast niemals

101 Pandekten. 2. Aufl. IL. S. 52.
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besonders ausgesprochen™ wird. Ebenso spricht sich
Danz ') aus. Auch Beseler?) hilt die Vertrige
zu Gunsten Dritter ganz allgemein fiir giiltig und
ferner scheint diesen Standpunkt Staudinger ')
zu theilen. Unger, der selbst nach Ueberwindung
~des romischen Systems des disciplinirten Egoismus®
»als nothwendige Folge der veriinderten ethischen
Auffassung '*7) die principielle Giiltigkeit der Ver-
trige zu Gunsten Dritter anerkannt wissen will,
giebt zu, .dass weder die Theorie den Muth, noch
die Praxis die Kraft gehabt hat, dieselben durch-
zusetzen.*

Daneben  steht dann cine Reihe von Schrift-
stellern,  welche ein allgemeines Giiltigkeitsprineip
aufstellen, demselben aber eine gewisse objective
Begrenzung geben, nicht rein die Absicht der Parteien
entscheiden lassen. So sagt Busech 'Y, dass ..der
Dritte aus jedem zu scinen Gunsten abgeschlossenen
Vertrage, d. h. einem solchen, in welchem ihm eine
Liberalitit zugesichert wird, eine Klage habe.
Aehnlich spricht sich Siegel??) aus, indem er eine
~dem ,Dritten zum Vortheil gereichende und an
diesen zu machende Leistung® postulirt. Gareis!™)
betont als entscheidend, dass die dem Dritten
etinstige Wirkung des Vertrages aus dem Verhiltnisse
zwischen Promittenten und Promissar hervorgegangen
sein muss. Uebereinstimmend sprechen sich Regels-
berger') und Bdahr'®®) aus: Ueberall wird die

152 g. a. 0.5 120, 121.

1% Pr.-R. 1. S. 410.

154) By 08158

18 eavias 0,

108) pean s OS54

S P e S R

A e, Os, Ol

19 Knit, V.-J.-Schr. 11.°S. 565.
160) Jahrb. f. Dogmatik. 6. S. 136.
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Leistung an den Dritten mit Riicksicht auf ein
Verhiltniss des Versprechenden zum Versprechens-
empfinger zugesichert, ,die Causalbeziehung des
Versprechens ist in dem Verhiiltnisse des Promittenten
zu dem Promissar gelegen.” (Auch ich habe dies
bereits oben als ein Charakteristikum der Vertrige
zu Gunsten Dritter gegeniiber der Stellvertretung
hervorgehoben). Die beiden letztgenannten Schrift-
steller divergiren aber riicksichtlich eines anderen
Punktes ganz besonders. Wiithrend nimlich neben
den objectiven Erfordernissen Regelsberger™) in
subjectiver Beziehung entscheidendes Gewicht auf
das Vorhandensein der Absicht der Parteien, dem
Dritten ein directes Recht zuzuwenden, legt, sieht
Bahr'? in der Erforschung einer solchen Absicht
die Jagd nach cinem Phantome; fir ihn entscheidet
nur die objective Krscheinungsform des Vertrages,
wodurch er in Gegensatz zu fast allen andern
Schriftstellern in dieser Lehre tritt. Windscheid
endlich %% nimmi an, dass zwar ein Gewohnheits-
recht des Inhaltes, dass der Vertrag zu Gunsten
eines Dritten unbedingt giltig sei, nicht behauptet
werden konne, dass aber ein soleches Gewohnheits-
recht fiir diejenigen Fiille bestehe, ,in welchen die
zu Gunsten des Dritten versprochene Leistung dice
Natur eciner Gegenleistung fiir eine dem Ver-
sprechenden von dem Versprechensempfiinger gemachte
Vermogenszuwendung hat.  Er hélt also nicht eine
jede, sondern nur die erwihnte ganz bestimmte
(‘ausalbeziehung zwischen Promittenten wuud Pro-
missar fiir ausreichend.

11y Vg]. Arch. f. civ. Pr. 67. S. 4 ff. 9 ff.
162) Thenda S. 166 und Urth. d. RG. S. 93.
163) Pandekten. 6. Aufl. T1. S. 226.
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Aufrechterhalten wird das rémische Princip von
Brinz!'™) und Stobbe ). Ein allgemeines Giiltig-
keitsprineip fiir Vertrige zu Gunsten Dritter kennt
nach ihrer Ansicht auch das heutige Recht nicht.
Die anerkannten Fille solcher Vertrige sind nach
wie vor nur Ausuahmen eines entgegenstehenden
Princips. Der Ansicht dieser Rechtslehrer, die wie
die vorstehende Zusammenstellung zeigt, keineswegs
die herrschende Meinung vertreten, schliesse ich
mich an.

Ich habe bereits an anderer Stelle betont, dass
ich die Reihe der von mir besprochenen Vertriige zu
Gunsten  Dritter keineswegs fiir eine erschopfende
Aufzihlung aller im heutigen Rechte anerkannten
Falle ihrer Art halte. Ieh halte die Reihe aber fiir
vollstiindig genug, um einer kurzen Darstellung der
Lehre von den Vertrigen zu Gunsten Dritter als
Grundlage zu dienen. Auf die Betrachtung dieser
Fille habe ich mein Urtheil aufgebaut. Ich habe
bestitigt gefunden, und dies auch insbhesondere bei
Gielegenheit des Rechtserwerbes des Dritten und
der Rechtsstellung des Promissars wiederholt an-
gedeutet, was Stobbe sagt, dass es der Auf-
stellung eciner allgemeinen Theorie der Vertrige zu
Gunsten Dritter hindernd in den Weg tritt, dass
.die Fille, in denen die Verkehrshediirfnisse einen
Vertrag zu Gunsten Dritter kennen und fordern,
durchaus heterogener Art sind“, so dass ,,eine vollig
gleichmiissige juristische Behandlung derselben weder
zu erwarten noch zu fordern ist*. s liegt in der
Natur der Dinge, dass nur fiir eine beschriinkte
Zahl von wirthschaftlichen Bediirfnissen eine Ver-
anlassung vorliegt, einen Vertrag zu Gunsten

168y . e (4851628,
16). Pr.-R. II1. 8. 114, Zeitschr, f. HR. 19. S. 305.
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Dritter abzuschliessen.”* Magen sich die Fille dieser
Art mit der Entwicklung des Verkehrs immerhin
mehren und bei der unverkennbar grossen Neigung
der heutigen Rechtsprechung, die Vertriige zu
Gunsten Dritter in immer weiterem Umfange anzu-
erkennen, theils gewohnheitsrechtlich, theils gesetz-
lich Anerkennung finden, das Festhalten der alten
Regel, dass die Vertrige zu Gunsten Dritter nur in
einzelnen Anwendungen giiltig sind, rechtfertigt auch
bei dem gegenwiirtigen Stande der Liehre nicht den
“Vorwurf ,scheuen Zogerns®, einen festen Schritt fiir
die Selbststindigkeit deutschen Rechtslebens zu
wagen?%%),  Vielmehr hilt sich das  .selbst-
schiopferische” Vorgehen der modernen Rechtslehre
in dieser Materie nicht in den Grenzen des niodernen
Rechtshewusstseins, wie die Betrachtung der gemein-
rechtlichen Rechtsprechung bis zum heutigen Tage
lehrt %), sondern verwirrt nur die theoretischen
Grundlagen der durch ein festes Gewohnheitsrecht
anerkannten Wrscheinungen auf dem Gebiete der
Vertrige zu Gunsten Dritter durch das von Stobbe
ausreichend als verfehlt gekennzeichnete Streben nach
Verallgemeinerung. ‘
188 Standinger a. a. O.

167 Von einem principiellen Standpunkte der Recht-
sprechung kann der Natur der Sache nach nur immer mit
Riicksicht auf die einzelnen Anwendungsfille der Vertrige zu
tunsten Dritter die Rede sein, so lange nicht etwa regelmiissig
und allgemein in den Entscheidungsgriinden der Gerichtshole
die Behauptung der principiellen allgemeinen Giiltigkeit der
Vertriige zu (funsten Dritter wiederkehren wiirde. Hine der-
artige Behauptung ist mir in den Entscheidungen der gemein-
rechtlichen Gerichtshife nirgends entgegengetreten. Wohl aber
findet sich vielfach das Anerkenntuiss, ,,dass die Lehre von den
Vertriigen zu Gunsten Dritter noch nicht als eine vollig al-
geschlossene und durchans feststehende anzusehen sei. So
M. Z. VI. S. 26 in einer Entscheidung des OLG. zu Rostock aus
dem Jahre 1884.
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V. Anhang.
Der Entwurf eines biirgerlichen Gesetz-

buches fiir das Deutsche Reieh.

Am  Schlusse meiner Betrachtungen tiber die
Lehre von den Vertrigen zu Gunsten Dritter dart
ich noch einige kurze Bemerkungen alleemeiner
Natur iiber die Behandlung machen, welehe diese
Vertrige in dem Entwurfe eines biirgerlichen (Gesetz-
buches fir das Deutsche Reich §§ 412 - 416 eefunden
haben. Wie die Particulargesetzgebungen auf diesem
Gebiete cin  getreues  Spiegelbild  des  jeweiligen
Standes  der Theorie zur Zeit ihrer Kmanation
bilden '%%), so giebt auch der Entwurf den gegen-
wiirtigen Standpunkt der Doctrin, wie die Verfasser
desselben ihn auffassen, wieder'®).  Die Giiltigkeit
der Vertrige zu Gunsten Dritter mit der Wirkune
der Entstehung cines unmittelbaren selbststindigen
Rechtes fiir den Dritten wird alleemein ohne Unter-
schied des Gegenstandes eines solchen Vertrages
ancrkannt.  Ob aber aus einem Vertrage ein solchoes
Recht des Dritten entstehen soll, bestimmt in jedem
cinzelnen Falle, ebenso wie den Zeitpunkt der
lintstehung, der Wille der Parteien. Diese Ordnung
der Materie kann ich als eine gliickliche nicht an-
schen. Line Gesetzgebung von der Tragweite und
Bedeutung des zu schaffenden biirgerlichen (esetz-
buches fir das Deutsche Reich niuss freilich, das

198y Mot. z. Entw. II, S. 266.
') Das. S. 265.
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erkenne ich an. der 'immer weiter dringenden
modernen Wissensehaft durch moglichst weitgehende
Anerkennung der Vertrige zu  Gunsten Dritter
echnung tragen '), Wenn sie aber gerade in einer
g0 in’s Schwanken eerathenen Materie, wie der vor-
liegenden in den wichtigsten Beziehungen alles der
Willkiir - der Parteien anheimgiebt, so entzieht sie
dem Richter dadurch jeglichen Anhalt, den zu bieten
oerade ihre Aufgabe wire, und = stellt, wie im
Erachten a.’a. O. zutreffend hervorgehoben ist, das
von ihr angenommene Prineip selbst  wieder in
Frage. Die durch gewohnheitsrechtliche Entwicklung
fiir manche Rechtsinstitute gewonnenen festen Regeln
werden erschiittert, neue allgemeingtltige Normen
sind an ihrer Stelle in Wahrheit nicht geschaffen.
Die Schaffung derselben wird wohl daran gescheitert
sein, dass nach ihrem gegenwiirticen Stande  diese
Materie cine durcheiingig gleichmissige Behandlung
noch nicht vertriigt.  Kine Gesetzgebung, welche die
wohlbegriindeten  Verschiedenheiten der  ecinzelnen
Vertrige zu  Gunsten  Dritter nicht zu  Gunsten
schablonenhafter EKinheitlichkeit ricksichtslos be-
seitigen will, muss deshalb, wenn sie diese Materie
wirklich ordnen und nicht-nur weiterer gewohnheits-
rechtlicher Ordnung ‘derselben die Wege offen halten
will, nothwendig in vielfacher Beziehung im An-
schlusse an  das  durch Jahrhunderte gebildete
(éwohnheitsrecht noch specialisiven  und  auf  die
Aufstellung durchgreifender allgemeiner Principien
verzichten.

170y Frachten S. 591.

e ot e O



nun das Resultat der gewohnheits-
itwicklung des Rechts der Vertrige

D

zZu C ONEe
l ob I' Im gemeinen Rechte gewesen,

’ 5 Bty ) ;
und Ws @ ¢lle Stellung nimmt das Reichs-

recht 2
wie es b
Vertrige )
schon selb
Principe an.
eine grosse .
Fille von Ve
heitsrechtlich a
sich wiederum ne
scheinungen nun
rechtliche Princip in
rechtlich beseitigt isty ¢%
heitsrechtlich der entge,
ist: jeder Vertrag zu G\ ¢
wirksam, und dass das R g
lage fortgebaut hat? In vo.

e ein?  Das romische Recht,
vlexu recipirt ist, erkliirte diese
unwirksam, aber es erkannte
> Ausnahmen von diesem
\e¢ Recht bildete daneben
allgemein  anerkannter
nsten  Dyitter oewohn-
Reichsrechte finden
chtfertigen diese Kr-

(¢

=

dass das romisch-
s('ht(f gewohnheits-
» Stelle gewohn-
undsatz getreten
ist giiltie und
lieser Grund-

%
®
°

?

diese Frage Dernburg'): X
Recht gilt der Dritte stets aly -
°

zu seinen Gunsten selbststan &
dies durch den Vertrag bezwe
vewissen Arten von Vertragen
miissig die Klageberechtigung des
hat* (S. 53), hat fiir ihn nur die
Richter einen Anhalt fiir die Auslegy o

willens zu bieten, der im concreten Fall % %

151y Pandekten. 2. Aufl. II. 5. 52.



	Die Verträge zu Gunsten Dritter in der heutigen gemeinrechtlichen Rechtslehre und Rechtsprechung unter Berücksichtigung des Reichsrechts
	[title_page]
	Inhalt.
	Litteratur.
	I. Einleitung.
	II. Begriff der Verträge zu Gunsten Dritter.
	III. Die einzelnen Verträge zu Gunsten Dritter.
	a. Reines Römisches Recht.
	b. Heutiges Recht.

	IV. Gemeinsame Grundsätze der Verträge zu Gunsten Dritter.
	a. Der Rechtserwerb des Dritten.
	b. Die Rechtsstellung des Promissars.
	c. Allgemeines Gültigkeitsprincip.

	V. Anhang. Der Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche Reich.
	[colour_checker]


